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Liebe Leserin, lieber Leser,
vielen Dank für die zahlreichen posi-
tiven Rückmeldungen zur Neugestal-
tung der ZivilCourage. Es gab aber 
auch einen sehr kritischen Kommen-
tar, in dem es aus einer DFG-VK-
Gruppe hieß: Wir haben „die letzte Zi-
vilCourage als wenig informativ und 
wenig aktionsorientiert empfunden“.

So ganz kann ich diese Einschät-
zung nicht nachvollziehen, widmete 
sich doch die Titelgeschichte der vo-
raussichtlich größten Friedensaktion 
in diesem Jahr, nämlich Frieden geht!, 
dem Staffellauf gegen Rüstungsex-
porte. 

Und ich gebe zu: Die ZivilCoura-
ge soll vor allem die DFG-VK in ihrer 
Vielfältigkeit und Breite abbilden. „Ak-
tionsorientierung“ ist deshalb ledig-
lich ein Aspekt unter vielen anderen. 
Zudem bezweifle ich ein bisschen den 
Stellenwert von Zeitschriftenartikeln 
bei der Mobilisierung für Aktionen. Die 
ist mir oft mehr agitatorisch als infor-
mativ und zu wenig aus einer gut be-
gründeten pazifistisch-antimilitaristi-
schen Gesamtstrategie erklärt.

Auch insofern freut es mich, dass 
David Scheuing im Interview ab Seite 
30 den Finger in diese „Wunde“ legt 
und dafür plädiert, den Dialog zwi-
schen Friedensbewegung und Frie-
denswissenschaft wieder zu entwi-
ckeln. 

Dazu passt auch, was Otto Re-
ger in seiner Vorstellung der Gruppe 
Mannheim-Ludwigshafen in der Ru-
brik „DFG-VK vor Ort“ ab Seite 18 
schreibt: „Angesichts von Falschmel-
dungen, dubiosen Internetseiten und 
mittels Suchmaschinennutzung ange-
eignetem Halbwissen war es uns ein 
sehr wichtiges Anliegen, uns wieder 
mehr mit den Inhalten zu beschäfti-
gen. Das bedeutet, seriöse und ver-
lässliche Quellen zu finden, auszu-
wählen, zu lesen und – oft unter-
schätzt! – darüber zu diskutieren.“ 

Ja, lasst uns mehr diskutieren und 
konstruktiv streiten. Auch hier in die-
ser Zeitschrift!
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Abschließend 
will ich dieses Mal 
gewissermaßen 
„Werbung für die 
Konkurrenz“ ma-
chen, und zwar für 
die Mai-Ausgabe der Zeitschrift gras-
wurzelrevolution (für eine gewaltfreie, 
herrschaftslose Gesellschaft; gwr). 
Der Anlass ist allerdings ein trauriger: 
Am 11. März starb im Alter von nur 51 
Jahren der Grafiker Johannes Stern-
stein an einem Gehirntumor. Auf einer 
Doppelseite erinnert die gwr ausführ-
lich an ihn – auch deshalb, weil er seit 
Ende der 1980er Jahre lange Zeit die 
Zeitschrift gestaltete. Und er war eben 
nicht nur Layouter, sondern ein politi-
scher Freund. 

Auch für mich. Ich hatte ihn in der 
ersten Hälfte der achtziger Jahre als 
Stuttgarter und Totalen Kriegsdienst-
verweigerer kennengelernt. Und bei-
des war ich ja selbst auch. Deswegen 
ergab es sich, dass wir für einige Zeit 
bei der Erstellung der Totalverweige-
rungszeitschrift „Ohne uns“ eng zu-
sammenarbeiteten. Er erstellte das 
Layout und kümmerte sich um den 
Druck, ich arbeitete mit einigen ande-
ren Totalen Kriegsdienstverweigerern 
redaktionell und sammelte so meine 
ersten friedenspolitisch-journalisti-
schen Erfahrungen. 

Mein Interesse an Typografie und 
Layout wurde durch Johannes Stern-
stein mit geweckt und befruchtet. 
Dass ich seit mittlerweile 19 Jahren 
redaktionell und gestalterisch für die 
ZivilCourage verantwortlich bin, hat 
auch mit Johannes Sternstein zu tun, 
weshalb mir diese Erinnerung an den 
Freund und Kollegen und der Hinweis 
auf seine Würdigung in der gwr (http://
www.graswurzel.net/429/johannes1.
php und ...2.php) erlaubt sei.
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Die Türkei hat am 
20. Januar 2018 
im Rahmen ihrer 
Mil i täroperat ion 
„Olivenzweig“ den 
mehrheitlich kur-

disch besiedelten Selbstverwaltungs-
kanton Afrin in Nordsyrien auch mit 
Leopard-2-Kampfpanzern aus deut-
scher Produktion angegriffen. 

Die türkischen Streitkräfte agieren 
dabei gemeinsam mit regimefeindli-
chen syrischen Oppositionsmilizen, 
die sich unter dem Dach der soge-
nannten Freien Syrischen Armee (FSA) 
zusammengeschlossen haben. Alle 
Fraktionen des Deutschen Bundesta-
ges werteten am 1. Februar den tür-
kischen Einmarsch als Völkerrechts-
bruch. Mitte März lagen dem Bun-
destag vier Anträge der Oppositions-
fraktionen vor, die deshalb eine Ver-
urteilung des türkischen Vorgehens 
verlangten. Inzwischen befinden sich 
hunderttausende Menschen als Bin-
nenvertriebene auf der Flucht.  Zehn-
tausende Menschen aus Afrin benöti-
gen dringend humanitäre Hilfe.

Es ist absolut unerträglich für je-
den fühlenden Menschen, was in Af-
rin geschieht. Und es handelt sich um 
einen Verstoß gegen das Völkerrecht. 

Aber für uns, für Mitglieder der 
DFG-VK, die wir alle die Grundsat-
zerklärung der WRI unterschrieben 
haben, in der es heißt „Der Krieg ist 
ein Verbrechen an der Menschheit“, 
muss es letztlich egal sein, ob die-
ser Krieg vom Völkerrecht gedeckt ist 
oder nicht. Wir setzen uns ein gegen 
jeden Krieg. Ohne Ansehen der Profi-
teure und ohne Ansehen der Rechtfer-
tigungsversuche der Beteiligten. 

Wenn Abgeordnete im Bundes-
tag sich auf das Völkerrecht berufen 
bei  ihrer Beurteilung, dann ist das 
ihre Aufgabe, das Völkerrecht gehört 
zu ihrem Handwerkszeug. Und wenn 

wir das Völkerrecht als Argument ge-
gen diesen Kriegseinsatz vorbringen, 
dann ist das gerechtfertigt als eines 
von vielen Argumenten. 

In der Präambel der Charta der 
Vereinten Nationen heißt es, man 
sei fest entschlossen, künftige Ge-
schlechter vor der Geißel des Krieges 
zu bewahren. So weit deckt sich das 
mit unseren Überzeugungen. Aber 
ähnlich dem deutschen Grundgesetz 
wurde und wird auch hier gerne hin-
ter den Kulissen daran geschraubt 
und gefeilt, bis vom ursprünglichen 
Kern immer weniger zu erkennen ist. 
Wer hat denn mitbekommen, dass im 
deutschen Strafrecht der § 80 (Führen 
eines Angriffskrieges) gestrichen wur-
de? Wer weiß denn noch, wie George 
W. Bush verlangte, es sei höchste Zeit, 
die Spielräume präventiver Selbstver-
teidigung zu erweitern, weshalb der 
Sicherheitsrat den Begriff der Selbst-
verteidigung nach Artikel 51 ausdeh-
nen müsse, genauer: den Einsatz mi-
litärischer Gewalt auch bei einer bloß 
vermuteten, latent drohenden und erst 
später aktuellen Gefahr zulassen.

Da handelt es sich um einen zyni-
schen Versuch der Dynamisierung des 
Rechts, was geltende Normen ent-
kernt und sie situativ gefügig macht. 
Dem müssen wir uns mit aller Kraft 
entgegenstemmen, denn wenn das 
Völkerrecht auch nur einen kriegswil-
ligen Herrscher davon abgehalten hat 
sein Militär in einen Krieg zu schicken, 
dann war es wertvoll. Aber: Den Toten 
und Verstümmelten, den Vergewaltig-
ten und Vertriebenen, also denen, auf 
deren Seite wir stehen, wird es herz-
lich egal sein, ob der Krieg, dessen 
Opfer sie wurden, vom Völkerrecht ge-
deckt war oder nicht. 

Felix Oekentorp ist Sprecher des DFG- 
VK-Landesverbands Nordrhein-West-
falen.

Das Völkerrecht ist nicht alles,  
aber ohne es hätten wir es noch schwerer
Von Felix Oekentorp
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10 Prozent Steigerung der 
weltweiten Waffentrans-
fers. Die Welt der Waf-
fenexporte ist in Bewe-

gung geraten, im Schlechten wie im 
Guten. 

Das Schlechte vorweg: In Anbe-
tracht der langjährigen Krisen und 
Kriege haben die Staaten im Nahen 
Osten im letzten Jahrfünft weitaus 

mehr Großwaffensysteme wie Kampf-
panzer, Kriegsschiffe, Kampfflugzeu-
ge und Militärhelikopter importiert als 
im gleichen Zeitraum zuvor. Dies be-
legen Recherchen des Stockholmer 
Friedensforschungsinstituts Sipri vom 
März.

Laut dem Sipri-Foschungsleiter 
Pieter Wezeman seien die meisten 
Länder in der Region direkt an gewalt-

tätigen Auseinandersetzungen betei-
ligt. In Westeuropa und Nordamerika 
habe es politische Debatten darüber 
gegeben, nicht mehr derart viele Waf-
fen in die Region zu liefern. Dennoch 
„bleiben die USA und europäische 
Staaten die Hauptexporteure“.

Die Sipri-Erkenntnisse basieren 
auf den Fünfjahresvergleichen von 
2013 bis 2017 mit dem Zeitraum 2008 

ZivilCourage

Global denken und vernetzt handeln
Mit einem neuen weltweiten Netzwerk den internationalen Waffenhandel stoppen
Von Jürgen Grässlin

Titel

Mordsgeschäft  
       Waffenhandel
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»

bis 2012. Dabei verheißen die Resul-
tate insbesondere für die Staaten des 
Nahen Ostens nichts Gutes. Diese 
hätten ihre Importe im Vergleichszeit-
raum mehr als verdoppelt. Mit 32 Pro-
zent sei nahezu jede dritte verkaufte 
Waffe in den vergangenen fünf Jahren 
in die Krisen- und Kriegsregion Nah-
ost gegangen.

Weltweit wuchs der internationale 
Waffenhandel, berechnet für Expor-
te und Importe, um beachtliche zehn 
Prozent, wobei auch Asien und Ozea-
nien zulegten. Ein Lichtblick: Weniger 
Rüstungsgüter flossen nach Europa, 
Amerika und Afrika, teilweise begrün-
det mit Wirtschaftskrisen.

Die global führenden Großwaffen- 
importeure… Mit einem Weltmarkt-
anteil von 12 Prozent rangiert Indien 
weiterhin auf Platz eins der Waffenim-
porteure. Der Friedensforscher We-
zeman begründet diese Tatsache mit 
den Spannungen zwischen Indien auf 
der einen Seite und Pakistan und Chi-
na auf der anderen Seite. Diese „be-
feuern Indiens wachsende Nachfra-
ge nach Waffen“, die es selbst weiter-
hin nicht produzieren könne. Mit einer 
Verdreifachung seiner Waffenimporte 
folgte Saudi-Arabien auf Rang zwei, 
gefolgt von Ägypten, den Arabischen 
Emiraten und China.

Auch wenn die Importe der europä-
ischen Staaten in besagtem Zeitraum 
um gut ein Fünftel sanken, stimmt die 
Sipri-Prognose nachdenklich: Auf-
grund zunehmender Spannungen mit 
Russland würde sich diese Entwick-
lung wieder umkehren. 2017 seien 

Verträge über Waf-
fensysteme zur Rake-
tenabwehr geschlos-
sen worden, deren 
Auslieferung in den 
kommenden Jah-
ren erfolge. Zudem 
würden Verträge mit 
US-amerikanischen 
Unternehmen über 
die milliardenschwe-
re Beschaffung von 
Kampfflugzeugen die 
Importzahlen wieder 
nach oben treiben.

… und die größten Exporteure im 
Großwaffenbereich. Der mit Abstand 
größte der Weltwaffenlieferanten blei-
ben die Vereinigten Staaten, mit einem 
Anteil von 34 Prozent. Von 2013 bis 
2017 steigerten sie ihren Rüstungsex-
porttransfer um ein Viertel. US-Groß-
waffensysteme wurden an 98 Staa-
ten verkauft. Nahezu jede zweite Waf-
fe ging, von Washington genehmigt, in 
den Nahen Osten.

Von Rüstungsexportgegnern wird 
die Schuld an dieser Entwicklung nur 
allzu gerne einzig dem derzeit amtie-
renden US-Präsidenten Donald Trump 
zugewiesen. Tatsächlich aber kommt 
Barack Obama, dem 2009 für frieden-
politische Ankündigungen der Frie-
densnobelpreis zugesprochen wor-
den war, die zweifelhafte Ehre zu, die-
se Entwicklung maßgeblich in Gang 
gesetzt zu haben

So bilanzierten US-amerikanische 
Medien, dass die Administration un-
ter Obama mehr Waffenexporten zu-
gestimmt hatte als unter irgendeinem 
anderen US-Präsidenten seit dem 
Zweiten Weltkrieg. Bereits unter Oba-
ma war das salafistische Herrscher-
haus in Riad zum Waffenempfänger 
Nummer 1 avanciert. Allein an Sau-
di-Arabien gingen 2008 bis 2015 Waf-
fenlieferungen im Wert von 94 Milliar-
den US-Dollar. 

Keine Frage, Donald Trump wird 
diese Katastrophenbilanz noch top-
pen. Bei seinem Besuch in Saudi-Ara-
bien im Mai 2017 wurde vereinbart, 
dass Riad in einem ersten Schritt 

Rüstungsgüter im Wert von nahe-
zu 110 Milliarden Dollar kaufen wird. 
Summa summarum soll der Waffen- 
exportdeal über einen Zeitraum von 
zehn Jahren 350 Milliarden Dollar um-
fassen. Damit ist der größte einzelne 
Rüstungsdeal in der Geschichte der 
USA unter Dach und Fach. Der 45. 
US-Präsident jubilierte über „Jobs, 
Jobs, Jobs“ in seinem Heimatland. 

Ganz anders die Entwicklung im 
zweitgrößten Rüstungsexportland. 
Laut Sipri verkaufte Russland in den 
letzten fünf Jahren 7,1 Prozent weniger 
an Waffen als im Vergleichszeitraum 
zuvor. Positiv schien auch die Ent-
wicklung in Deutschland zu sein. Der 
weltweit viertgrößte Rüstungsexpor-
teur habe seine Großwaffenverkäufe 
im besagten Fünfjahresvergleich um 
14 Prozent zurückgefahren, so Sipri.

Zwei Aspekte trüben allerdings die 
vermeintlich so erfreuliche Bilanz der 
Großen Koalition seit 2013. Zum ei-
nen verkaufte Deutschland – und das 
trotz vehementer friedenspolitischer 
Proteste, wie die von der Kampagne 
„Aktion Aufschrei – Stoppt den Waf-
fenhandel!“ und mit ihr der DFG-VK – 
doppelt so viele Waffen in den Nahen 
Osten wie im Vergleichszeitraum.

Mordsgeschäft  
       Waffenhandel

Im Auftrag von Jürgen Grässlin designte und 
zeichnete der in Freiburg/Br. lebende Künstler 
Haubi Haubner das Logo für GLOBAL NET -  
STOP THE ARMS TRADE. Außerdem entwarf 
und zeichnete er Grafiken für die einzelnen 
Themenbereiche der GN-STAT-Website. 
Für die Illustrationen entwickelte er eine stilis-
tisch geschlossene, erzählerische Bildsprache 
mit eigens entworfenen Piktogrammen. 
Einige seiner Grafiken illustrieren diese Titel-
geschichte. (Info: www.haubihaubner.art) 

Anstieg: der Trend im internationalen Handel mit Großwaffensystemen
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Zum anderen verlagern deutsche 
Rüstungsfirmen ihre Produktion und 
damit ihre Exportwerke zunehmend 
ins Ausland – und zwar in Staaten, 
in denen die Rüstungsexportgesetze 
noch laxer sind und die friedenspoli-
tische Diskussion weniger vehement 
ausgefochten wird. Ein besonders 
düsteres Bild zeichnet der Berliner 
Friedensforscher Otfried Nassauer 
vom größten rein deutschen Waffen-
produzenten: der Rheinmetall AG aus 
Düsseldorf. 

Munition für die 
Kriege der Welt. 
Laut Nassauer, 
der das Berliner 
Informationszen-
trum für Transat-
lantische Sicher-
heit (Bits) lei-
tet, hat Rhein-

metall die perfekte 
Strategie entwickelt, 
Kriegsfürsten im Na-

hen und Mittleren Os-
ten massenhaft mit Muniti-

on zu versorgen. Die eine Spur führt 
über RWM Italia, die andere über die 
Gemeinschaftsfirma Rheinmetall De-
nel in Südafrika. 

„Amnesty International und Hu-
man Rights Watch haben den Einsatz 
von MK82 und MK83-Bomben sowie 
Lenkwaffen des Typs Paveway IV von 
RWM-Italia im Jemenkrieg gegen mi-
litärische und zivile Ziele nachgewie-
sen“, erläutert Otfried Nassauer. „Eine 
Expertenkommission der Vereinten 
Nationen kam Anfang 2017 zu dem 
gleichen Ergebnis und schlussfolger-
te, dass etliche Einsätze dieser Waffen 
substanzielle Zweifel an deren Zuläs-
sigkeit nach den Regeln des Kriegs-
völker- und des internationalen huma-
nitären Rechts aufwerfen.“

So hat sich Denel „darauf spezia-
lisiert, ganze Munitionsfabriken und 
Munitionsabfüllanlagen in teils höchst 
umstrittene Empfängerländer zu ex-
portieren. Die Firma behauptet, in et-
was mehr als drei Jahrzehnten 39 sol-
cher Anlagen gebaut zu haben. Jedes 
Jahr kommen angeblich zwei bis drei 

weitere hinzu“, so Nassauer. (Siehe 
dazu Seite 12 in diesem Heft.)

Kleinwaffenproduktion und -ein-
satz in den USA. Bei den soge-
nannten Kleinwaffen – der verharm-
losend klingende Begriff umfasst Pis-
tolen, Maschinenpistolen, Sturm- und 
Scharfschützengewehre, Handgrana-
ten, Landminen und kleine Mörser – 
liegen die USA, Italien und Deutsch-
land an der Spitze des weltweiten 
Rankings. Dabei wissen deren Regie-
rungen um die Tatsache, dass in ge-
waltsamen Konflikten mehr als neun 
von zehn Menschen durch den Ein-
satz der besonders effizienten Klein-
waffen ihr Leben verlieren.

Die im Großwaffenbereich aufge-
zeigte globale Strategie, wird – wenn 
auch in anderer Ausprägung – auch 
bei Kleinwaffenproduzenten ange-
wandt. Hier stehen weniger giganti-
sche Aufkäufe und Joint Ventures im 
Vordergrund, sondern vielmehr Aus-
landsverlagerungen und Werksexpan-
sionen primär in den Ländern des – 
global gesehen – reichen Nordens. 

So verlagern bzw. erweitern zahl-
reiche Firmen ihre Produktionskapazi-
täten direkt in die Vereinigten Staaten, 
dem weltweit größten Absatzmarkt. 
In der Folge sollen der US-Markt und 
von dort aus Staaten des Südens mit 
Pistolen und Gewehren beliefert wer-
den können. Typische Beispiele sind 
hierzulande Sig Sauer in Eckernförde 
und Heckler & Koch. Der Oberndorfer 
Kleinwaffenproduzent sieht sich mit 
einem – gemäß eigener Angaben – un-
ter zweiprozentigen Marktanteil in den 
USA unterrepräsentiert. 

Um dieses vermeintliche Defizit 
zu beheben, errichtet der führende 
deutsche Kleinwaffenhersteller zur-
zeit die erste eigene Waffenprodukti-
on im Ausland. Bereits Ende 2018 sol-
len erstmals H&K-Pistolen das neue 
Waffenwerk in der Stadt Columbus 
im US-Bundesstaat Georgia verlas-
sen. Das erste Highlight aus Firmen-
sicht soll die Produktpräsentation bei 
einer Ausstellung bei der Shot-Show 
(„Shooting, Hunting, Outdoor, Trade“) 
in Las Vegas im Januar 2019 sein. 

Ganz so, als hätte es den Amoklauf 
in Las Vegas nicht gegeben. Dort hat-
te im letzten Oktober ein Attentäter 58 
Menschen durch Schüsse aus mehre-
ren Kleinwaffen getötet und 851 weite-
re Personen verletzt, die größte Zahl 
an Opfern eines Einzeltäters in der 
US-Historie. Derlei Amokläufe und 
auch die Schoolshootings finden me-
dial eine breite Beachtung und können 
– wie im Fall des Schulmassakers an 
der Marjory Stoneman Douglas High-
school in Parkland, Florida, mit 17 Ge-
töteten – eine immense Gegenbewe-
gung auslösen. So verließen bei der 
„National School Walkout Rally“ im 
März landesweit mehr als eine Milli-
on Schüler*innen an etwa 3 000 Schu-
len ihre Klassenzimmer. Organisiert 
wurde die Aktion von der Jugendor-
ganisation „Empower“ der „Women’s 
March on Washington“-Bewegung.

Dagegen sterben die Opfer von 
Rüstungsexporten vielfach jenseits 
jeglicher medialer Aufmerksamkeit. 
Laut Untersuchungen der Hamburger 
Arbeitsgemeinschaft Kriegsursachen-
forschung (Akuf) tobten „2014 insge-
samt 31 Kriege und bewaffnete Aus-
einandersetzungen“. Akuf ermittelte, 
dass die Region Vorderer und Mittle-
rer Orient mit 12 Kriegen und bewaff-
neten Konflikten am stärksten betrof-
fen waren, gefolgt von Afrika, 9, und 
Asien, 8. Die allermeisten dieser Krie-
ge stellen einen dankbaren Absatz-
markt für die Waffenexporteure des 
Nordens dar.

Die H&K-Geschäftsführung, die 
sich mit der Ampelstrategie eine neue 
Ausrichtung verordnet hat, sieht die 
moralische Wende in der Rüstungsex-
portpolitik eingeläutet. Nach Abwick-
lung von Altaufträgen werde man nur 
noch „grüne“ Länder beliefern, die der 
EU oder der Nato angehören oder Na-
to-assoziiert sind. „Gelbe“ und „rote“ 
Länder außerhalb besagter Bündnisse 
würden keinerlei Kriegswaffen mehr 
von H&K erhalten, also weder Sau-
di-Arabien, noch Algerien oder Ägyp-
ten. Selbst der Nato-Partner Türkei sei 
aufgrund seiner Menschenrechtslage 
von Waffentransfers ausgeschlossen 
(siehe ZivilCourage 4/2017, S. 19 f.).

Titel
»
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Titel

Eine der wenigen existierenden Aufnahmen von 
Vertreibungen mit militärischer Gewalt stammt 
vom April 1915. Sie zeigt eine Kolonne arme-
nischer Deportierter aus Harput, unterwegs in 
ein Gefangenenlager bei Mezireh, in Schach 
gehalten von türkischen Soldaten mit Mau-
ser-Gewehren.

Mauser-Arbeiter bei der Gewehr-Montage  
(ca. 1893)

Waffenbrüder: Kaiser Wilhelm II., Sultan Mehmed V.  
und Kaiser Franz Joseph I.

Fall 01 des Global Network - Stop the Arms Trade

Deutsche Waffenexporte für den Völkermord
Mauser-Gewehre und Krupp-Kanonen im Einsatz  
beim Genozid osmanischer Streitkräfte an Armeniern (1895-1915)
Von Wolfgang Landgraeber (mit Beiträgen von Otfried Nassauer, Bernhard Trautvetter und Helmut Lohner)

Zusammenfassung. Bei fast allen 
Aktionen des 1915 einsetzenden Völ-
kermordes an mehr als einer Million 
Armeniern waren reguläre türkische 
Truppen und Angehörige der sog. 
„Gendarma“ (Gendarmerie) beteiligt. 
Bei einzelnen Mordaktionen griffen 
deutsche Offiziere, die in türkisch-os-
manischen Generalstäben Dienst ta-
ten, aktiv mit ein. In der Mehrzahl wa-
ren die Aggressoren mit Mauser-Ge-
wehren oder -Karabinern, die Offizie-
re mit Mauser-Pistolen bewaffnet, al-
lesamt produziert in den Mauser-Wer-
ken in Oberndorf am Neckar.

Krupp-Kanonen aus Essen waren 
zu Hunderten ebenfalls im Einsatz, 
etwa beim Sturm auf den von Armeni-
ern besetzten Berg Musa Dagh („Mo-
sesberg“). 

Deutsche Exportwaffen lieferten 
die materielle Grundlage für den Völ-
kermord, deutsche Offiziere die ideo-
logische.

Im Februar 1887 unterzeichneten 
das Kriegsministerium des Osmani-
schen Reiches und ein deutsches Fir-
menkonsortium, bestehend aus den 
Firmen Mauser und Ludwig Loewe & 
Co KG, einen Vertrag über die Liefe-
rung von 500 000 Gewehren vom Mo-
dell M/87 und 50 000 Karabinern des 
gleichen Typs. Die Gewehre und Ka-
rabiner wurden bis Ende 1893 an die 
Türken ausgeliefert. Im selben Jahr 

gab es einen neuen Auftrag: 200 000 
Karabiner des Typs M/93, dessen Ma-
gazin 10 Patronen fasste. Die Karabi-
ner wurden bis  Ende 1896 geliefert. 

Im Jahr 1903 dann die dritte große 
Bestellung für weitere 200 000 Geweh-
re des modernsten Typs M/1903. Die 
Türkei verfügte Anfang des 20. Jahr-
hunderts über 900 000 Mauser-Ge-
wehre und -Karabiner. Mehr als zwei 
Drittel aller Soldaten der osmanischen 
Armee und der Angehörigen der para-
militärischen Gendarmerie waren mit 
Mauser-Waffen ausgerüstet.

Auch Kanonen aus Deutschland 
waren bei den osmanischen Militärs 
äußerst begehrt. Der Firma Krupp in 
Essen gelang es zwischen 1861 und 
1912, alle französischen, britischen 
und amerikanischen Konkurrenten 
aus dem Feld zu schlagen. Krupp 
nutzte seine guten Kontakte zu Kai-
ser Wilhelm II. und 
zum Hof des Sultans, 
um Aufträge zum Bau 
von Feldkanonen und 
Geschützen für ins-
gesamt 226 Millionen 
Reichsmark zu erhal-
ten. 

Die Krupp-Kano-
nen kamen auf tür-
kischer Seite sowohl 
in den Balkan-Krie-
gen, im türkisch-rus-
sischen Krieg und im 

Ersten Weltkrieg zum Einsatz, aber zu 
Hunderten auch bei Attacken auf ar-
menische Freischärler, die sich gegen 
die Mordaktionen der Osmanen zur 
Wehr setzen.

Opfer. Ca. 1,2 Millionen Menschen 
starben beim Völkermord an den Ar-
meniern und anderen christlichen 
Minderheiten in den Jahren 1895 bis 
1916.

Täter auf deutscher Seite: Gene-
ralfeldmarschall Freiherr Colmar von 
der Goltz; Diplomat und Krupp-Auf-
sichtsratsvorsitzender Gustav Georg 
Friedrich Maria Krupp von Bohlen und 
Halbach; Isidor Loewe; Rüstungsma-
nager bei Ludwig Loewe & Co und den 
Mauser-Werken; Paul Mauser (seit 
1912 von Mauser), Waffenkonstrukteur 
der Mauser-Werke

Täter auf türkischer Seite: Sultan 
Abdülhamid II.; Sultan Mehmed V.; 
Kriegsminister Enver Pascha; Innen-
minister und Chef der Gendarmerie 
Talaat Pascha 

Die ausführliche Volltextversion die-
ses Falls findet sich im Internet unter:  
https://www.gn-stat.org/deutsch/fälle/
armenien-langfassung/
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Titel
Wohin aber weist der Weg in Wirk-

lichkeit? Rüstungsexporte an bzw. 
Vor-Ort-Produktionen in „grünen“ 
Ländern wie den USA sorgen für 
ein noch größeres Angebot auf dem 
US-Waffenmarkt. Waffenbestellun-
gen wie die der Beschaffungsbehör-
de „Direction Générale de l’Armement 
(DGA)“, des Verteidigungsministeri-
ums in Paris, geben den französischen 
Soldaten modernste HK416F-Geweh-
re in die Hand. Immerhin sieht der Ver-
trag die Auslieferung von 102 000 der 
Sturmgewehre vor. Dabei ist bekannt, 
wie rücksichtslos französische Si-
cherheitskräfte auf dem afrikanischen 
Kontinent agierten und agieren – so-
wohl bei Militäreinsätzen als auch mit 
Waffenexporten. 

Massenmorden auf der Südhemi-
sphäre mit Mordwerkzeugen aus 
Industriestaaten. Pars pro toto sei 
ein einziger Fall genannt (Eine Vielzahl 
weiterer wird auf der neuen Website 
des Global Net – Stop the Arms Trade 

publiziert werden): Die gezielten Mas-
saker von Hutu-Extremisten an bis zu 
800 000 Tutsi bzw. gemäßigten Hutu in 
Ruanda von April bis Juli 1994 wurden 
einzig ermöglicht durch Importe von 
mehr als einer Million Macheten aus 
China sowie durch Gazelle-Helikop-
ter, Milan-Raketen, schwere Maschi-
nengewehre und weitere Waffen aus 
Frankreich. 

Ungeachtet des Waffenembargos 
der Vereinten Nationen gegen Ruanda 
hatte die französische Bank BNP Pa-
ribas im Juni 1994 eine Zahlungsan-
weisung der Nationalbank von Ruan-
da akzeptiert.

In der Folge „könnten Beträ-
ge überwiesen worden sein, mit de-
nen Kriegsverbrecher Waffen für den 
Völkermord in Ruanda gekauft ha-
ben“. Beweise dieser Vorgänge über-
zeugten die französischen Nichtre-
gierungsorganisationen (NGO) Sher-
pa, Collective of Civil Parties (Collec-
tif des parties civiles pour le Rwanda/
CPCR) und Ibuka France davon, dass 
die Pariser Bank BNP um die Folgen 
ihrer Genehmigung der Geldtrans-
fers gewusst haben müsse. Die NGOs 
reichten Klage gegen die französische 
Bank ein. Der Vorwurf lautet: „wegen 
Beteiligung an Völkermord, an Kriegs-
verbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit“. 

Um derartige Waffentransfers 
an menschenrechtsverletzende und 
kriegführende Staaten bzw. Kombat-
tanten aufzudecken, müssen Informa-
tionen weltweit zugänglich gemacht 
werden. Während die Waffenindus-
trie global agiert, sind Rüstungsex-
portkritiker*innen – von Journalist*in-
nen, Filmemacher*innen, Kriegsfoto-
graf*innen bis hin zu Ärzt*innen, Frie-
dens-, Entwicklungs- und Menschen-
rechtsaktivist*innen – rund um den 
Globus bislang unzureichend, zuwei-
len gar nicht vernetzt. Wer den welt-
weit agierenden Waffenhändlern, ih-
ren Politikern und Lobbyisten das 
Handwerk legen will, muss sich ver-
netzen – national, international, global. 

Die Aufschrei-Kampagne interna-
tional vernetzen. Immer wieder die 

eine Klage: Zu wenige Journalist*in-
nen berichten in Printmedien über das 
Thema Waffenhandel, zu wenige kri-
tische Filme werden gedreht, zu we-
nige fundierte Radiofeatures gesen-
det, zu wenig Recherchen im Internet 
publiziert. Die Zahl der Journalist*in-
nen, Filmemacher*innen, Radioredak-
teur*innen und Internetaktivist*innen, 
die sich dauerhaft und intensiv mit 
Rüstungsexporten, den Fällen, den 
Tätern und den Opfern zuwenden, ist 
national wie international vergleichs-
weise überschaubar. 

Einerseits überrascht diese Tatsa-
che, denn an brisanten Rüstungsex-
portfällen bestand historisch und be-
steht heute leider kein Mangel. Ande-
rerseits ist dieses Manko erklärbar: 
Gerade in den Redaktionen der Print-
medien werden im Zeitalter der Rati-
onalisierer von McKinsey & Co. Ar-
beitsplätze gnadenlos zusammenge-
strichen, Stellen massiv abgebaut.

Zudem ist es für Journalist*innen 
eingestandenermaßen schwer, sich 
dem Thema des Waffenhandels inves-
tigativ anzunähern. Recherchen be-
dürfen viel Zeit und der Mithilfe zahl-
reicher Teamplayer. Denn die Unter-
nehmen, ihre Politiker und Lobbyver-
bände arbeiten im Dunkeln, objektiv 
verifizierbare Daten sind kaum erhält-
lich. Kriegsfotograf*innen riskieren ihr 
Leben, wollen sie Bildmaterial direkt 
von der Front liefern. Was der Weltöf-
fentlichkeit dagegen gezeigt wird, ist 
gezielt ausgewähltes Material, das 
den jeweiligen Konfliktparteien ge-
nehm erscheint. Kriegslügen sind vor-
programmiert, Rüstungsexportlügen 
an der Tagesordnung. Schlimmer, fol-
genschwerer, todbringender kann Ma-
nipulation nicht sein. 

Und wir? Wie halten wir Kritiker*in-
nen des Rüstungsexports dagegen? 
Erst einmal mit dem nicht zu unter-
schätzenden Ansatz der nationalen 
Vernetzung in zahlreichen europäi-
schen Ländern. Die bundesdeutsche 
Kampagne „Aktion Aufschrei – Stoppt 
den Waffenhandel!“ – von der DFG-VK 
und dem RüstungsInformationsBüro 
maßgeblich mitbegründet – darf mit 
ihren weit mehr als 100 Mitgliedsor-

Flyer des DFG-VK-Landesverbands Bayern, 
kostenlos bestellbar über shop.dfg-vk.de 

»
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Auch Sig-Sauer-Manager 
vor Gericht

Im Juli 2014 hatten Paul Russmann 
(ORL) und Jürgen Grässlin (DFG-VK 
und RIB) als Sprecher der Kampa-
gne „Aktion Aufschrei – Stoppt den 
Waffenhandel!“ Strafanzeige wegen 
des Verdachts illegaler Exporte von 
Pistolen des Typs SP 2022 ins Bür-
gerkriegsland Kolumbien gegen den 
Eckernförder Kleinwaffenhersteller 
Sig Sauer gestellt. Die Strafanzei-
ge richtete sich gegen die Sig-Sau-
er-Geschäftsführer Michael Lüke 
und Till Hake. 

Die Strafanzeige wirkte erfreulich 
schnell, Sig Sauer wurden weitere 
Rüstungsexporte untersagt. Im Fe-
bruar 2015 legte die Sig-Sauer-Ge-
schäftsführung für 73 Beschäftige 
Kündigungsbegehren vor. Mit den 
verbliebenen 50 Mitarbeitern wollte 
Sig Sauer nur noch Sportwaffen in 
Eckernförde fertigen. Die Produktion 
von Polizei- und Militärwaffen wurde 
in Deutschland weitgehend einge-
stellt, Produktionskapazitäten aller-
dings teilweise in die USA verlagert.

Mitte April kam nun der Durch-
bruch: Laut Medienberichten erhebt 
die Staatsanwaltschaft Kiel Anklage 
gegen fünf Mitarbeiter von Sig Sau-
er wegen des Verstoßes gegen das 
Außenwirtschaftsgesetz. Die Kam-
pagne „Aktion Aufschrei – Stoppt 
den Waffenhandel!“ begrüßt dieses 
Vorgehen der Kieler Ermittler nach-
drücklich. Denn wer den Export von 
SP 2022-Pistolen über die USA nach 
Kolumbien mitverantwortet, trägt 
auch Mitschuld am tödlichen Einsatz 
dieser Waffen im damaligen Bürger-
kriegsland Kolumbien.

Nach der Strafanzeige gegen 
den Oberndorfer Kleinwaffenher-
steller Heckler & Koch wegen illega-
ler G36-Gewehrexporte nach Mexi-
ko und dem Strafprozess (ab Mitte 
Mai vor dem Landgericht Stuttgart) 
ist dies bereits die zweite erfolgrei-
che Strafanzeige aus der Friedens-
bewegung gegen illegal agierende 
Waffenhändler.

Jürgen Grässlin

ganisationen als mustergültiges Er-
folgskonzept angesehen werden. Im 
Jahr 2011 ins Leben gerufen, wurden 
schon jetzt zahlreiche Ziele erreicht.

So wurde – gemeinsam mit Ak-
tivist*innen von „Legt den Leo an 
die Kette!“ – der Export von Leo-
pard-2-Kampfpanzern an Saudi-Ara-
bien mit einer breit angelegten Kam-
pagne verhindert. Der Export von 
Kleinwaffen und Munition wurde zen-
tral thematisiert, die Bundesregie-
rung hat in eben diesem Bereich De-
fizite erkannt und die Restriktionen 
nachdrücklich verschärft. In einer re-
präsentativen Emnid-Umfrage wur-
de gefragt: „Einmal grundsätzlich be-
trachtet, sollte Deutschland ihrer Mei-
nung nach Waffen und andere Rüs-
tungsgüter in andere Länder verkau-
fen oder nicht?“ Beachtliche 83 Pro-
zent der Befragten verneinten weitere 
Waffenexporte. Das Umfrageergebnis 
ist auch ein Erfolg der Aufschrei-Kam-
pagne, die in nie gekannter Breite 
von Friedens- und Entwicklungsbe-
wegung, evangelischen und katholi-
schen Organisationen sowie humani-
tären Hilfswerken wie Brot für die Welt 
und Misereor Aufklärung betrieben 
und Druck auf die Bundesregierung 
organisiert hat. 

Dessen ungeachtet – und das 
muss auch Teil unserer Zwischenbi-
lanz sein – steigerte die von CDU/CSU 
und SPD geführte Regierungskoaliti-
on die Rüstungsexportgenehmigun-
gen bei Einzel- und Sammelausfuhren 
auf neue Höchstwerte: im Jahr 2015 
auf den Rekordwert von 12,81 Milliar-
den Euro.

Erfolgreiche Strafanzeigen gegen 
Sig Sauer und H&K. Als besonders 
erfolgreiches Instrument erweisen 
sich zusehends Strafanzeigen. Solche 
habe ich mit Christine Hoffmann von 
pax christi und mit Paul Russmann 
von Ohne Rüstung Leben, meinen 
langjährigen Kolleg*innen im Spre-
cherkreis der Aufschrei-Kampagne, 
über den versierten Tübinger Rechts-
anwalt Holger Rothbauer gegen Sig 
Sauer und mit Rothbauer selbst ge-
gen Heckler & Koch gestellt.

Was sich hinter den Kulissen seit 
einiger Zeit angedeutet hat, ist seit 
April offiziell: Unsere Strafanzeige von 
„Aktion Aufschrei – Stoppt den Waf-
fenhandel!“ gegen den Kleinwaffen-
hersteller und -exporteur Sig Sauer 
in Eckernförde ist von Erfolg gekrönt. 
Was in vielerlei Hinsicht mehr als er-
freulich ist. Weil es uns damit zum 
zweiten Mal – nach dem von uns auf-
gedeckten illegalen G36-Gewehrdeal 
von Heckler & Koch mit Mexiko und 
dem nun beginnenden Strafprozess 
vor dem Stuttgarter Landgericht – ge-
lingt, Licht ins Dunkel der Machen-
schaften der Manager der Kleinwaf-
fenindustrie zu bringen. (siehe Kasten 
rechts)

Acht Jahre nach Erstattung der ers- 
ten Strafanzeige ist es endlich soweit, 
der Fall 02 (recherchiert von Maria-Eu-
genia L. Valencia und mir) „Das G36 in 
Mexiko“ kommt zur Umsetzung!

Der illegale G36-Gewehrhandel 
von H&K mit Mexiko. Bereits im 19. 
Jahrhundert war Mexiko das Zielland 
für Waffenexporte aus Europa, allen 
voran aus Deutschland. Pistolen und 
Gewehre der Firma Mauser waren be-
liebt zur gewaltsamen Konfliktaustra-
gung und reichlich vorhanden. Dieser 
Tradition folgend hat auch Heckler & 
Koch – gegründet 1949 von den Mau-
ser-Ingenieuren Heckler, Koch und 
Seidel – seit den 1960er Jahren das 
Sturmgewehr G3 an das größte mittel-
amerikanische Land exportiert. 

In den Jahren 2006 bis 2009 wur-
den offiziell mehr als 8 000 G36-Sturm-
gewehre mit Zubehör an das Verteidi-
gungsministerium Mexikos verkauft – 
die Zahl der gelieferten Waffen ist re-
aliter weitaus höher. Offiziell erfolgten 
die Kriegswaffenexporte zur Bewaff-
nung der Polizei im Kampf gegen die 
Drogenmafia. 

Doch bald tauchten diese Waffen –  
gegen deutsche Gesetze – in den Hän- 
den korrupter Polizisten in Chiapas, 
Chihuahua, Jalisco und Guerrero auf. 
Diese vier mexikanischen Bundes-
staaten zählten schon damals zu den 
Hauptschauplätzen des Drogenkrie-
ges. 2014 konnte der Einsatz illegal »
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nach Guerrero exportierter G36-Ge-
wehre bei der Entführung und offen-
sichtlichen Ermordung von 43 Lehr-
amtsstudenten einer Hochschule in 
Ayotzinapa belegt werden. 

Auf Seiten von H&K waren nach-
weislich mehrere Mitarbeiter, unter 
ihnen zwei Geschäftsführer, in die-
ses illegale Waffengeschäft involviert. 
2010 erstattete ich Strafanzeige ge-
gen führende H&K-Beschäftigte, mein 
Rechtsanwalt Holger Rothbauer 2012 
ergänzend gegen Vertreter des Bun-
desausfuhramtes und des Bundes-
wirtschaftsministeriums. Die Beweis-
lage war und ist erdrückend. Dennoch 
stellte die Stuttgarter Staatsanwalt-
schaft die Ermittlungen gegen die Ver-
treter der Rüstungsexport-Kontrollbe-
hörden ein. 

Erfolgreich ist die Straf-
anzeige allerdings ge-

gen H&K: Im Mai 
2016 erfolgte der Er-
öffnungsbeschluss 
des Landgerichts 
Stuttgart gegen 
sechs Beschuldig-

te. Angeklagt ist u.a. 
der vormalige Land-

gerichtspräsident und 
H&K-Geschäftsführer Pe-

ter Beyerle wegen vorsätzli-
chen Verstoßes gegen das Kriegswaf-
fenkontrollgesetz (KWKG) und gegen 
das Außenwirtschaftsgesetz (AWG) in 
zwölf Fällen.

 
Wie kann der Widerstand gegen 
Waffenhandel erfolgreicher werden: 
Auch international gibt es – von Euro-
pa ausgehend – erfolgversprechende 
Ansätze. Die DFG-VK ist Mitgliedsor-
ganisation der War Resisters‘ Interna-
tional. Die WRI ist ein weltweit agie-
rendes Netzwerk von Pazifist*innen, 
Antimilitarist*innen und Kriegsdienst-
verweigerern mit Sitz in London. Rund 
90 Organisationen in mehr als 40 Län-
dern arbeiten bei der WRI mit. Thema-
tisch breit aufgestellt, setzen sich die 
Mitglieder mit den Mitteln der Gewalt-
freiheit gegen Krieg ein und bringen 
weltweit Menschen zusammen, die 
sich der Beteiligung oder an der Vor-

bereitung von Kriegen verweigern. Für 
Mitstreiter*innen gegen Waffenhandel 
sind vor allem die „War Profiteer Com-
panies“, die kriegsprofitierenden Un-
ternehmen, von Bedeutung (https:// 
www.wri-irg.org/en/programmes/
war-profiteer-companies)

Das European Network Against 
Arms Trade (ENAAT) arbeitet in den 
Ländern Europas vernetzt, deren Akti-
vist*innen Teil des Aktionsbündnisses 
sind. Mit Laetitia Sedou hat ENAAT 
eine engagierte Mitarbeiterin, die von 
Brüssel aus gezielt Schwerpunkt-
themen gegen Lobbyismus und Fi-
nanzierung von Rüstungsgeschäften 
auf EU-Ebene setzt (http://enaat.org/
de/). Beim letzten Kampagnentreffen 
wurden Stephan Möhrle, Magdale-
na Friedl und Jürgen Grässlin von der 
DFG-VK zu den „Aufschrei“-Reprä-
sentant*innen bestimmt.

Die drei Nichtregierungsorganisa-
tionen Amnesty International, IANSA 
und Oxfam gründeten die Kampagne 
„Control Arms“, die sich weltweit für 
einen streng kontrollierten Umgang 
mit Waffen stark macht, insbesonde-
re im Bereich der Kleinwaffen (https://
controlarms.org/). Der multilaterale 
Vertrag Arms Trade Treaty (ATT) soll 
den internationalen Handel mit kon-
ventionellen Waffen regeln (https://
www.un.org/disarmament/att/). 

Das Grundproblem dieser sicher-
lich gut gemeinten Ansätze ist: Sie 
fordern lediglich Kontrolle statt Ab-
schaffung von Kriegswaffen, lassen 
den rüstungsexportierenden Unter-
nehmen viel zu viel Spielraum für neu-
erliche Waffendeals und greifen somit 
nicht weit genug.

Die Erfolge blieben dementspre-
chend begrenzt. Denn – wie bereits 
analysiert – der weltweite Waffenhan-
del wächst, in den vergangenen fünf 
Jahren um zehn Prozent. Rüstungsfir-
men des Nordens verlegen Produkti-
onskapazitäten in die Länder gerings-
ter Exportrestriktionen. 

Wo also sind sie, die erfolgreichen 
Netzwerke gegen Waffenhandel in Af-
rika, Asien, Nord-, Mittel- und Süd-
amerika? Es gibt sie nicht. Unsere 
Schlussfolgerung: Wollen wir erfolg-

reich sein, müssen wir unseren Ansatz 
neu definieren.

Das GN-STAT will die entscheiden-
de Lücke schließen. Wer das Defizit 
fehlender weltweiter Vernetzung aller 
Gegner*innen des Rüstungsexports 
durch einen umfassenden Ansatz be-
heben will, darf nicht länger in natio-
nalen oder rein kontinentalen Katego-
rien denken. Wir müssen und wollen 
den weltweit agierenden Rüstungs-
exporteuren in Industrie, Politik, Lob-
byverbänden, Banken und beim Mili-
tär mit der Gründung des Global Net 
– Stop the Arms Trade entgegentre-
ten. Einem Netzwerk, das es so noch 
nicht gab – und dessen zentrale Web-
site www.gn-stat.org ab jetzt freige-
schaltet ist. 

Dabei versteht sich das GN-STAT 
keinesfalls als ein Verbund von Men-
schen, der bestehende Aktivitäten 
gegen Rüstungsexporte blocken will 
– im Gegenteil: Wir wollen dazu den 
weltweiten Widerstand unterstützen, 
fördern und vernetzen. Hierzu werden 
wir mit all den Menschen kooperieren, 
die sich aktiv gegen Rüstungsexporte 
eintreten – mit der sozialen Bewegung 
und weit darüber hinaus: Denn wir 
vernetzen Journalist*innen, Autor*in-
nen, Kriegsfotograf*innen, Filmema-
cher*innen, Whistleblower, Ärzt*innen, 
Rechtsanwält*innen, Künstler*innen 
und eben Friedens- und Menschen-
rechtsorganisationen mit ihren Akti-
vist*innen in aller Welt.

Auf der Website des GN-STAT in-
formieren wir über todbringende Fäl-
le von Waffenexporten weltweit, be-
ginnend in der Neuzeit (siehe „Cases“/
„Fälle“). Wir geben den Tätern in Poli-
tik, in der Rüstungsindustrie, beim Mi-
litär, in Lobbyverbänden und bei Ban-
ken Name und Gesicht (siehe „Indivi-
dual Offenders“/„Einzeltäter“). Wir ko-
operieren mit Ärzt*innen, die die Opfer 
des Einsatzes von Kriegswaffen be-
treuen und geben Opfern damit eine 
Stimme (siehe „Victims“/„Opfer“). Da-
mit wir unsere Ziele erreichen, erstat-
ten wir gemeinsam mit Jurist*innen 
und NGOs Strafanzeigen oder unter-
stützen andere Organisationen im Fall 

»

Titel



11Nr. 3 | 2018 | Mai/Juni ZivilCourage

des dringenden Tatverdachts von ille-
galem Waffenhandel, unabhängig von 
deren Position, Organisation oder po-
litischer bzw. offizieller Funktion. Und 
wir formulieren die besten Argumente 
gegen Waffenexporte.

Basissprache der Website ist Eng-
lisch, zudem erscheinen unsere Re-
cherchen anfangs auf Deutsch, Portu-
giesisch, Russisch und Spanisch. An-
gestrebt ist die Veröffentlichung in al-
len Weltsprachen, also auch auf Ara-
bisch, Chinesisch, Französisch, Italie-
nisch und Persisch.

In Fall 01 über den Genozid osma-
nischer Streitkräfte gegen mehr als 
eine Million Armenier*innen mit deut-
schen Waffen (siehe Seite 7 in diesem 
Heft) publizieren wir zumindest die 
vierzehnseitige Kurzfassung auch auf 
Armenisch, Kurdisch und Türkisch.

Erfolgreicher Start des GN-STAT 
in Barcelona und einer internationa-
len Pressekonferenz in Berlin. Bereits 
in der Startphase ist der Rückenwind 
enorm. Im Herbst 2017 votierte das In-
ternational Peace Bureau (IPB) mit sei-
nen mehr als 300 Mitgliedsorganisa-
tionen in aller Welt einstimmig für die 
Kooperation mit dem GN-STAT. Künf-
tig wollen wir zudem zusammenarbei-
ten mit Vertreter*innen der Vereinten 
Nationen, gleichermaßen mit inter-
national agierenden Organisationen 
wie beispielsweise IPB, IPPNW, WRI, 
WILPF, Corruption Watch u.v.a.m. Die 
DFG-VK unterstützt das Projekt auch 
mit einem finanziellen Beitrag.

Den Auftakt zur Präsentation der 
Website machte eine internationa-
le Pressekonferenz. Am 5. April ver-
sammelten sich 20 Journalist*innen 
aus Deutschland, England, Spani-
en und Russland sowie Vertreter des 
deutsch-armenischen Vereins und der 
armenischen Botschaft in Berlin zur 
Pressekonferenz und der Vorstellung 
des ersten Falles unseres weltweiten 
Netzwerkes gegen Waffenhandel. 

Meiner Vorstellung des globalen 
Netzwerks folgte die Präsentation des 
Münchner Journalisten und Filmema-
chers Wolfgang Landgraeber. Er hatte 
in den vergangenen Monaten den GN-

STAT-Fall 01 „Deutsche Waffenexpor-
te für den Völkermord: Mauser-Ge-
wehre und Krupp-Kanonen im Einsatz 
beim Genozid osmanischer Streitkräf-
te an Armeniern (1895-1915)“ recher-
chiert. Im Mittelpunkt steht die deut-
sche Beteiligung am Genozid an den 
Armeniern durch Waffenlieferungen 
an das Osmanische Reich. 

Dr. Helmut Lohrer von der IPPNW 
leistete im Folgenden den Transfer in 
die Jetztzeit und zeigte, wie auch heu-
te noch dieselben Unternehmen (oder 
deren Nachfolger) hemmungslos in 
aktive Konflikte eingreifen – wie bei-
spielsweise im völkerrechtswidrigen 
Krieg der Türkei in Nordsyrien und im 
völkerrechtswidrigen Krieg Saudi-Ara-
biens im Jemen durch Rüstungsex-
porte. 

Die anschließende Medienreso-
nanz war entsprechend umfassend. 
Allein die Zusammenfassung der ers-
ten Reaktionen füllt 37 Seiten der Do-
kumentation zur Medienberichterstat-
tung. 

Das macht Mut für die weitere Ar-
beit.

Jürgen Grässlin ist Mitglied des 
DFG-VK-BundessprecherInnenkrei-
ses, Vorsitzender des „RüstungsIn-
formationsBüros“ und einer der Spre-
cher der „Aktion Aufschrei  – Stoppt 
den Waffenhandel!“

Protest vor Heckler & Koch in Oberndorf/Neckar 

Titel

Mitmachen beim GLOBAL NET 
– STOP THE ARMS TRADE!

Das Netzwerk bittet:
• Sende uns Berichte, Dokumente 
und Fotografien zu einem internati-
onalen Rüstungsexportdeal, zu dem 
du recherchiert hast.
• Übersetze unsere Texte in deine 
Heimatsprache.
• Arbeite im Redaktionsteam mit, das 
die eingehenden Texte und Doku-
mente auf ihre Richtigkeit überprüft 
und ggf. redaktionell überarbeitet.
• Stelle Fotografien zur Verfügung 
über Rüstungsexporte bzw. Kriege 
oder Konflikte.
• Spende, damit wir den Auf- und 
Ausbau des GN-STAT finanzieren 
können.
Bei der Weitergabe von Informatio-
nen wird auf Wunsch absolute Ver-
traulichkeit garantiert.

Kontakt und weitere Informationen:
contact@gn-stat.org
www.gn-stat.org
RüstungsInformationsBüro  
mit der DFG-VK Freiburg
Postfach 5261
79019 Freiburg
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Seit 2004 ist die Rheinme-
tall AG Eigentümerin des 
Oberndorfer Waffenherstel-
lers Mauser. Rheinmetall hat 

– wie Mauser – eine sehr lange Ge-
schichte als Rüstungskonzern. Das 
Kerngeschäft der Aktiengesellschaft 
besteht seit fast 130 Jahren dar-
in, mit Waffen und Munition weltweit 
Geld zu verdienen. Auch in der Türkei. 
1899 gelang es ihrem Gründungsvater 
Heinrich Ehrhardt, den ersten türki-
schen Munitionsauftrag für seine Fir-
ma an Land zu ziehen.

Der heutige Geschäftsbereich 
„Waffe und Munition“ von Rheinme-
tall Defence (RWM), der Militärsparte 
des Düsseldorfer Großkonzerns, um-
fasst die Produktion und den Export 
von Maschinengewehren, Schnellfeu-
erkanonen, Munition, Treibladungen 
und Schutzsystemen. Die Bilanzzah-
len lassen erkennen, dass dieser in 
den vergangenen Jahren maßgeblich 
zum wirtschaftlichen Erfolg im Rüs-
tungsgeschäft beitrug. 

Die Rheinmetall AG hat in den letz-
ten zwei Jahrzehnten eine Vielzahl 
vor allem europäischer Firmen aufge-
kauft, die im Bereich der Munitions-
herstellung aktiv sind. Darüber hinaus 
beteiligte sie sich weltweit an etlichen 
Gemeinschaftsfirmen, die in diesem 
Sektor tätig sind. Das internationale 
Engagement erweiterte einerseits das 
Produktportfolio des Konzerns um 
neue Munitionsangebote und führ-
te andererseits dazu, dass der Kon-
zern im Exportgeschäft seinen Kun-
den Munitionstypen anbieten konnte, 
auf denen keine deutschen Technolo-
gierechte lagen. Damit entstanden er-
weiterte Möglichkeiten, Kunden ohne 
deutsche Rüstungsexportgenehmi-
gungen zu beliefern.

Eine Präsentation des ehemali-
gen Rheinmetall-Managers Andreas 
Schwer vor Finanzanalysten mach-

te deutlich, dass die Rheinmetall AG 
mittlerweile weltweit zu den drei größ-
ten Herstellern groß- und mittelkalibri-
ger Munition gehört.  

Rheinmetall-Unternehmen im Aus-
land, vor allem RWM Italia und die 
Gemeinschaftsfirma Rheinmetall De-
nel Munition in Südafrika, haben den 
umsatzmäßig größten Teil dieser Ex-
portaufträge erhalten – und das oft 
für Lieferungen in Länder, für die es in 
Deutschland aufgrund der Menschen-
rechtslage und/oder der Beteiligung 
an aktuellen Kriegen möglicherweise 
keine Exportgenehmigung für Muniti-
onsexporte gegeben hätte.

Das ist kein Zufall. Seit mehr als 
zehn Jahren verfolgt die Rheinmetall 
AG eine Strategie der Internationa-
lisierung. Die bereits erwähnten Fir-
men RWM Italia und Rheinmetall De-
nel in Südafrika stehen für dieses Ge-
schäftsmodell. Das folgende Schau-
bild illustriert die Sicht von Rheinme-
tall Ende des Jahres 2016.

RWM Italia. 2010 erwarb die Rhein-
metall AG den kriselnden italienischen 
Munitionshersteller S.E.I. (Socieda Ex-
plosivi Industriali) mit Werken im nor-
ditalienischen Ghedi und in Domus-
novas auf Sardinien. Die Firma wurde 
in die RWM Italia S.p.A. umgewandelt. 
RWM Italia stellt konventionelle und 
insensitive Sprengstoffe her, produ-
ziert Marinemunition und – als wich-
tigstes Exportgut – in US-amerikani-
scher Lizenz Bomben der MK80-Se-
rie. Diese werden auch in vielen Lenk-
waffen, z.B. der Paveway-Serie und in 
bunkerzerstörenden Waffen der BLU-
109-Serie verwendet, finden also sehr 
breit Anwendung.

Wichtigste Kunden von RWM-Ita-
lia waren in den letzten Jahren Sau-
di-Arabien und die Vereinigten Arabi-
schen Emirate (VAE). Saudi Arabien 
und die VAE führen im Jemen Krieg 

und haben deshalb einen großen Be-
darf an Bomben, Lenkwaffen und de-
ren Komponenten, den RWM Italia de-
cken kann. Sie sorgten mit ihrer Nach-
frage nach Bomben der MK80-Bau-
reihe für eine ganz erhebliche Steige-
rung des Umsatzes.

Saudi-Arabien wird nicht nur di-
rekt, sondern auch indirekt über Groß-
britannien beliefert. Dort hat Sau-
di-Arabien bei Raytheon Systems UK 
erhebliche Mengen an Lenkwaffen 
des Typs Paveway IV bestellt, deren 
Bombenkörper vom Typ MK82 eben-
falls von RWM Italia produziert wer-
den. Zeitweise, so britische Berich-
te, lieferte Raytheon UK aufgrund der 
Dringlichkeit des saudischen Bedarfs 
sogar Paveway IV nach Saudi-Arabi-
en, die eigentlich für die britische Luft-
waffe produziert worden waren. 

Amnesty International und Hu-
man Rights Watch haben den Ein-
satz von MK82- und MK83-Bomben 
sowie Lenkwaffen des Typs Paveway 
IV von RWM-Italia im Jemenkrieg ge-
gen militärische und zivile Ziele nach-
gewiesen. Eine Expertenkommission 
der Vereinten Nationen kam Anfang 
2017 zu dem gleichen Ergebnis und 
schlussfolgerte, dass etliche Einsätze 
dieser Waffen substanzielle Zweifel an 
deren Zulässigkeit nach den Regeln 
des Kriegsvölker- und des internati-
onalen humanitären Rechts aufwer-
fen. Dessen ungeachtet hat Rheinme-
tall inzwischen damit begonnen, seine 
Produktionskapazitäten bei RWM Ita-
lia in Sardinien zu modernisieren und 
zu erweitern.  

Joint Venture in Südafrika. 2008 
erwarb Rheinmetall nach dreijähri-
gen Vorgesprächen einen Anteil von 
51 Prozent an der Munitionssparte 
des staatlichen südafrikanischen Rüs-
tungskonzerns Denel und überführte 
diesen Bereich in die neue Gemein-

Munitionswerke für die Welt
Wie mit Rheinmetall-Munition in Krisen- und Kriegsgebieten gemordet wird
Von Otfried Nassauer
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In der Bundeswehr schien sich im 
vergangenen Jahr ein Abschied von 
der Wehrmacht anzudeuten: Aufge-
scheucht durch den Skandal um 

den rechtsextremen Bundeswehrof-
fizier Franco A. und das Auftauchen 
neuer Gewaltvideos aus der Truppe, 
veranlasste die Verteidigungsministe-
rin eine Art Generalrevision in den Ka-
sernen, um Wehrmachtsdevotionalien 
aufzustöbern und, sofern sie nicht ex-
plizit Gegenstand musealer Exposi-
tion sind, wegräumen zu lassen. Au-
ßerdem legte sich die Ministerin dar-
auf fest, dass der Name der nach ei-
nem Wehrmachtsoffizier benannten 
Lent-Kaserne im niedersächsischen 
Rothenburg nicht mehr tragbar sei. 
Wie es die Bundeswehr mit militäri-
scher Tradition halte, solle ein neuer 
Traditionserlass regeln.

Dieser neue Erlass ist seit März 
dieses Jahres in Kraft. In den Medien 
war die Einschätzung verbreitet, er sei 
gegenüber der Wehrmacht sehr viel 
distanzierter als der bisherige. Das 
darf wohl bezweifelt werden. 

Offiziell begründet wurde der neue 
Erlass damit, dass der alte von 1982 
stamme und angesichts von Wieder-
vereinigung und Auslandseinsätzen 
überholungsbedürftig sei. 

Im neuen Erlass wird nun auf we-
nigen Seiten ein Parforceritt durch die 
neuere deutsche Militärgeschichte 
unternommen und gleich angedeutet, 
was man davon zu halten hat: Die Ar-
meen des 19. Jahrhunderts als „sta-
bilisierender Bestandteil einer dynas-
tischen Ordnung“, die Reichswehr als 
Verein, der zwar auf die Verfassung 

eingeschworen war, aber gleichwohl 
„einem antirepublikanischen Geist 
verhaftet“ blieb, die Wehrmacht, über 
die hier noch ausführlicher zu reden 
sein wird, die Nationale Volksarmee 
(NVA) als Säule der SED-Herrschaft 
und schließlich die Bundeswehr als, 
naja, Supertruppe, die „militärische 
Leistungsfähigkeit und soldatische 
Pflichten mit demokratischen Rechten 
vereint.“ 

Bereits an dieser Stelle ist dem le-
senden Soldaten aufgegeben, sich 
angesichts der deutschen Militärge-
schichte „mit ihren Höhen, aber auch 
ihren Abgründen“ bewusst darüber zu 
werden, dass in jeder Epoche etwas 
dabei sei, das auch dem Hauptge-
bot des Erlasses, „auf Grundlage der 
Werteordnung des Grundgesetzes“ 

„Einsatzwert und Kampfkraft erhöhen!“
Zum neuen Traditionserlass der Bundeswehr: Wieviel Wehrmacht soll es sein?
Von Frank Brendle

Antimilitarismus
schaftsfirma Rheinmetall Denel Mu-
nitions (Pty) Ltd. Wenige Jahre später 
erwarb RWM zusammen mit RDM ei-
nen Hersteller für Zünder in Südafrika, 
die Laingsdale Engineering Ltd.

RDM kann ein sehr breites Spekt-
rum an Standardmunitionen für Land-, 
See- und Luftstreitkräfte anbieten, da-
runter Granaten, Mörser- und Artille-
riemunition, Geschosse für Schiffska-
nonen und Bomben der MK80-Serie. 

Schon bei der Gründung von RDM 
bestand bei Rheinmetall die Absicht, 
dass der Konzern sich mit diesem 
Joint Venture für Deutschland export-
rechtlich problematische Märkte von 
Südafrika aus erschließen wollte: Das 
südafrikanische Gemeinschaftsunter-
nehmen sollte sich um Märkte im Na-
hen und Mittleren Osten, in Nordafri-
ka, Südostasien und Lateinamerika 
kümmern, der Mutterkonzern um die 
Akquisition von Aufträgen sowie um 
Exporte in rüstungsexportrechtlich 
unproblematische Länder. 

Dieser Ansatz erwies sich als äu- 
ßert erfolgreich. Der deutsche RDM- 

Geschäftsführer, Norbert Schulz, nann- 
te das Engagement in Südafrika „die 
beste Geschäftsentscheidung, die 
Rheinmetall in den letzten 20 Jahren 
getroffen hat“.

Munitionsfabriken für die Welt. 
Rheinmetall Denel hat sich zudem da-
rauf spezialisiert, ganze Munitionsfa-
briken und Munitionsabfüllanlagen in 
teils höchst umstrittene Empfänger-
länder zu exportieren. Die Firma be-
hauptet, in etwas mehr als drei Jahr-
zehnten 39 solcher Anlagen gebaut zu 
haben. Jedes Jahr kommen angeblich 
zwei bis drei weitere hinzu. 

Die oft autokratisch regierten Kun-
denländer werden somit unabhängi-
ger von der Rüstungsexportgeneh-
migungspolitik der Lieferländer. Ihre 
Politik nach innen (Menschenrechte) 
und nach außen (Konflikte und Kriege) 
kann deutlich weniger durch Druck 
aus den Lieferländern beeinflusst wer-
den. Zusätzlich können dort eigene 
Rüstungsexportgeschäfte eingewor-
ben werden.

Money, Money, Money. RWM  Italia 
und RDM profitierten in diesem Zeit-
raum vor allem von ihren Geschäften 
mit MENA-Ländern [„Middle East & 
North Africa“ – Anm. d. Red.], die in 
den Krieg im Jemen verwickelt sind. 
Saudi-Arabien und die VAE sind zu-
dem dafür bekannt, für Rüstungsliefe-
rungen sehr gute Preise zu zahlen, vor 
allem dann, wenn die Interessen der 
Herrscherhäuser mit bedient werden. 
Es gilt wie so oft: Wenn die Geschäf-
te florieren, geht die Moral schnell flö-
ten. Heute wie damals. In Deutschland 
und unter deutscher Verantwortung 
im  Ausland.

Otfried Nassauer ist freier Journa-
list und Leiter des Berliner Informati-
onszentrums für Transatlantische Si-
cherheit (www.bits.de). Dieser Bei-
trag ist die stark gekürzte Version ei-
nes umfassenderen Artikels zur welt-
weiten Geschäftspolitik der Rheinme-
tall AG, der nachzulesen ist auf https://
www.gn-stat.org/deutsch/der-mik/
rheinmetall-deutsch/

»
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zu stehen, entspreche. Aus dem Kai-
serreich etwa das „Führen von vorne“ 
oder die Einführung eines Generalsta-
bes als „fortschrittliche und richtungs-
weisende Verfahren“. Obwohl das ei-
gentlich eher technische als wertege-
bundene Innovationen waren. 

Was die Traditionsbildung in der 
Truppe eigentlich soll, erklärt der Er-
lass gleich auf der ersten Seite: „Sie 
schafft und stärkt Identifikation, unter-
stützt eine verantwortungsvolle Auf-
gabenerfüllung und erhöht Einsatz-
wert und Kampfkraft.“ 

Zum Kampf anspornende Vorbil-
der? Da war man in den 1990ern, als 
die Bundeswehr auf den Auslandsein-
satz umgepolt worden war, noch bei-
nahe zwangsläufig bei der Wehrmacht 
gelandet. Nicht unbedingt wegen, 
aber immerhin doch trotz ihrer Ver-
brechen – es war einfach das jüngste 
Beispiel einer Armee, die „heroische“ 
Kriege (im Sinne Herfried Münklers) 
führte, deren Angehörige also in treu-
er Pflicht und (!) überzeugter Hingabe 
ihr Leben für eine vermeintlich höhere 
Sache zu opfern bereit gewesen sei-
en. Kein Wunder, dass etwa der frühe-
re KSK-Kommandeur Reinhard Gün-
zel das Vorbild für seine Elitetruppe 
ausdrücklich bei den „Brandenbur-
gern“ sah, einer ebenso elitären Ein-
heit der Wehrmacht. 

In die Welt zu ziehen, um neben ein 
paar Brunnen Frieden und Gerechtig-
keit zu exportieren, aber gleichzeitig 
alten Wehrmachtsplunder im Tornis-
ter mitzuführen, das ergab freilich ein 
gewisses Glaubwürdigkeitsproblem 
und war zudem stets skandalträchtig. 

Daher gibt es seit Jahren Bestrebun-
gen, die Bundeswehr dahingehend 
zu modernisieren, die alten Wehr-
machts-Zöpfe endlich abzuschneiden 
und die Einsatzorientierung mit eige-
ner Tradition zu begründen. 

An dieser Stelle unterscheidet sich 
der neue am deutlichsten vom alten 
Erlass: Wurde in diesem noch ver-
merkt, die Bundeswehr pflege „be-
reits“ eigene Traditionen, an die künf-
tig angeknüpft werden solle, heißt es 
nun ganz klar: „Zentraler Bezugspunkt 
der Tradition der Bundeswehr sind 
ihre eigene, lange Geschichte und die 
Leistungen ihrer Soldatinnen und Sol-
daten“, dabei explizit auch ihre „Be-
währung in Einsätzen und im Gefecht“ 
betonend. 

Ursula von der Leyen hatte für 
die Unterzeichnung des Erlasses ein 
wohldurchdachtes Setting gewählt: 
Die Umbenennung der Emmich-Cam-
brai-Kaserne in Hannover in Haupt-
feldwebel-Lagenstein-Kaserne. 
Der alte Namensgeber war ein kaiser-
licher Offizier, der neue ein Feldjäger 
der Bundeswehr, der 2011 in Afgha-
nistan bei einem Anschlag ums Leben 
kam. In Soldatenforen wurde zwar so-
fort erkannt, dass das ein politisch 
motiviertes Manöver war. Der Feld-
jäger habe zwar seine Pflicht getan, 
aber keine „besonderen“ Verdienste 
erworben. Aber um die politische Bot-
schaft ging es ja auch: Weg mit alten 
Zöpfen, Bundeswehr zuerst!

Und doch: Ganz aussterben soll das 
Gedenken an die Wehrmacht doch 
nicht. Ihrer verbrecherischen Rolle im 

Zweiten Weltkrieg werden zwar ein 
paar Zeilen mehr gewidmet als noch 
1982, aber ähnlich verschwurbelt: Die 
Wehrmacht „diente dem nationalsozi-
alistischen Unrechtsregime und war 
in dessen (sic!) Verbrechen schuld-
haft verstrickt“, und sie sei zu einem 
„Instrument der rassenideologischen 
Kriegsführung“ geworden. Die Wehr-
macht erscheint hier als bloßes In- 
strument, das in etwas „verstrickt“ 
war, was eigentlich ein anderer Akteur 
(das Unrechtsregime) zu verantworten 
hat. Verbrechen der Wehrmacht aus 
eigenem Antrieb scheint es nie gege-
ben zu haben. 

Interessant ist allerdings: Während 
der alte Traditionserlass die Frage, 
ob Wehrmachtsangehörige irgendwie 
vorbildhaft sein könnten, überhaupt 
nicht thematisierte, wird im neuen Er-
lass ausdrücklich festgehalten, dass 
dies „grundsätzlich möglich“ sei, und 
zwar nach einem sorgfältigen „Ab-
wägen“, das die Frage persönlicher 
Schuld „berücksichtigen“ müsse. 
Zwingend wird zudem eine Leistung 
erwartet, die „vorbildlich oder sinnstif-
tend in die Gegenwart wirkt“, genannt 
werden die Beteiligung am militäri-
schen Widerstand gegen Hitler oder 
Verdienste um den Aufbau der Bun-
deswehr. 

Das Vorliegen persönlicher Schuld 
(also die „Verstrickung“ in Kriegsver-
brechen) ist demnach kein zwingen-
des Ausschlusskriterium, sondern 
durch Widerstand oder Hilfe bei der 
Wiederbewaffnung aufrechenbar. So 
vermeidet es die Bundeswehr, Figuren 
wie Heusinger (militärischer Chefpla-
ner unter Hitler und später erster Ge-

Tradition und  
Kontinuität ...

Kriegsflagge im Deutschen Reich 1871-
1919 (mit kleineren Modifikationen; hier  
abgebildet die Version 1903-1919; 1871 
-1892 „Kaiserliche Kriegsflagge“, 1892- 
1919 „Reichskriegsflagge“)

Flagge der Reichswehr (1921-1933) im 
Deutschen Reich 1919-1933 („Weimarer 
Republik“)

»
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... immer dabei:  
das Eiserne Kreuz

„Reichskriegsflagge“ im Deutschen 
Reich („Drittes Reich“) 1933-1945 (mit 
einer leichten Modifikation 1937/38; von 
1933-1935 wurde als „Reichskriegs-
flagge“ die Flagge der Reichswehr ohne 
das Schwarz-Rot-Gold der Republik 
verwendet)

Aktuelle Selbstdarstellung der Bun-
deswehr in alberner Marketing-/Re-
klamesprache unter Verwendung des 
„Eisernen Kreuzes“; eine „Bundes- 
kriegsflagge“ gibt es (noch) nicht; als 
Flagge verwendet die Bundeswehr die 
„Bundesdienstflagge“ (schwarz-rot-gold 
mit „Bundesschild“ und „Bundesadler“)
und dieser weitgehend entsprechende 
Truppenfahnen

neralinspekteur unter Adenauer) oder 
manchen Offizier des 20. Juli von der 
Liste streichen zu müssen. Das Hin-
tertürchen zur Wehrmacht, das sich 
die Bundeswehr bislang in der Praxis 
immer offen gehalten hat, ist jetzt erst-
mals in einem Traditionserlass aus-
drücklich verankert. Das kann man 
militärreformerisch als eingrenzende 
Regulierung betrachten, oder antifa-
schistisch als Ausdruck nach wie vor 
fehlenden Distanzierungswillens. 

Der drückt sich auch darin aus, 
dass sich von der Leyen ausdrück-
lich für die Beibehaltung der beiden 
Rommel-Kasernen einsetzt. Nun ist 
die Forschungslage nicht ganz ein-
deutig, es mag sein, dass Rommel 
im Sommer 1944 von Attentatsplä-
nen hat läuten hören, aber ein Wi-
derstandskämpfer war er ganz sicher 
nicht. Dabei heißt es doch im neuen 
Erlass, dass bestehende Kasernen-
namen dem Traditionserlass entspre-
chen müssen. 

Im Fall der Lent-Kaserne gibt es 
einen regelrechten Machtkampf: Das 
Ministerium will die Umbenennung 
(Lent hatte bis kurz vor seinem Tod im 
Herbst 1944 blutrünstige Durchhalte-
parolen von sich gegeben), der Stand-
ort sperrt sich, jetzt wird dort wahr-
scheinlich ein erneuter „Meinungsbil-
dungsprozess“ von oben angeregt, so 
lange, bis die Truppe endlich spurt. 
(siehe dazu ZivilCourage 5/2016)

Ein kurzes Wort zur NVA: Verein-
zelt war zu lesen, diese werde mit der 
Wehrmacht gleichgesetzt. Diese Kri-
tik geht zu weit, hat aber immerhin 
zum expliziten Hinweis im Erlass ge-

führt, dass die NVA 1989 nicht hat auf 
Demonstranten schießen lassen. An-
sonsten gilt das gleiche wie für die 
Wehrmacht: In Einzelfällen können 
auch NVA-Angehörige Vorbilder sein 
(was bislang aber keinem gelungen 
ist). 

Nebenbei: Ob Tradition (egal ob 
mit Blick auf Wehrmacht oder Bun-
deswehr) tatsächlich dazu beiträgt, 
den Kampfwillen zu stärken, oder ob 
das lediglich ein Wunsch der Polit- 
und Militärführung ist, scheint nicht 
ausgemacht. In Militärzeitschriften ist 
dazu Widersprüchliches zu lesen, und 
eine umfassende empirische Untersu-
chung dazu gibt es bislang nicht. 

Mangelnden Distanzierungswil-
len kann man der Bundeswehr, em-
pirisch gestützt, noch in anderer Hin-
sicht vorwerfen: Im Umgang mit Sol-
daten, die rechtsextremen Umtrieben 
nachgehen. 

Die Linksfraktion im Bundestag 
fragt seit einiger Zeit Details zu den 
Vorfällen ab, die dem Wehrbeauftrag-
ten gemeldet wurden, und wie an-
schließend mit den betreffenden Sol-
daten verfahren wurde. Und da stellt 
sich heraus, dass die Truppe nicht im-
mer, aber immer wieder an Soldaten, 
die Naziparolen grölen oder Haken-
kreuze schmieren, festhält, ja, ihnen 
sogar den weiteren Zugang zu Waffen 
gestattet. 

Da posiert jemand mit einer Ha-
kenkreuz-Tasse, spielt Kameraden 
Musik von Nazigruppen vor, freut sich 
auf den Mali-Einsatz, weil er dort „den 
Schwarzen die Köpfe wegschießen“ 
könne, entlarvt sich selbst als Reichs-

bürger, beleidigt eine Kameradin mit 
„Heil Hitler, du Fotze“, entbietet aus-
gerechnet gegenüber Polizisten den 
Hitlergruß – und kommt teilweise mit 
Verwarnungen oder Disziplinarbußen 
davon, wird aber weiter an der Waf-
fe ausgebildet. Manchmal werden die 
Betreffenden auch vorzeitig entlas-
sen – der Umgang ist uneinheitlich, 
weil, wie das Ministerium betont, vom 
jeweiligen Kommandanten stets der 
„Einzelfall“ geprüft werde. 

162 Meldungen waren voriges Jahr 
verzeichnet (99 mehr als 2016). Um 
auch einmal etwas Positives heraus-
zustellen: Es scheint tatsächlich mehr 
Soldaten als früher zu geben, die be-
reit sind, rechtsextremes Verhalten ih-
rer Kameraden zur Meldung zu brin-
gen. Eigentlich keine schlechte Sache. 
Wenn diese Soldaten dann aber zur 
Kenntnis nehmen müssen, dass ihre 
braunen Kameraden bei der Truppe 
verbleiben, erhalten sie postwendend 
das Signal, dass sich das Risiko, als 
Denunziant oder Kameradenschwein 
zu gelten, nicht rentiert.

Unterm Strich zeigt sich, dass die 
Bundeswehr nach wie vor nicht bereit 
ist, sich dem Rechtsextremismuspro-
blem in ihren Reihen zu stellen. Was 
soll sie auch machen, außer an Symp- 
tomen herumzudoktern? Denn Neo-
nazis fühlen sich ja von gewaltaffinen, 
patriarchalen Strukturen überdurch-
schnittlich angezogen. Bundeswehr 
abschaffen, wäre daher auch für den 
Antifaschismus die richtige Forde-
rung. 

Frank Brendle ist aktiv im DFG-VK-Lan-
desverband Berlin-Brandenburg.
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Die ECR-Tornados (Electronic 
Combat Reconnaissance, 
Elektronische Kampfführung 
und Aufklärung) in Jagel sind 

bereits für die elektronische Kampf-
führung (Eloka) aufgerüstet. Das Loka-
lisieren eines Zieles und das Abschie-
ßen von Raketen, die sich ihr Ziel selb-
ständig suchen, erfolgen weitgehend 
automatisiert.

Für die Bundeswehr werden nach 
den Tornados nun auch die Leopard-2- 
Panzer für die Eloka aufgerüstet. Die 
Elektronik wird von Rheinmetall De-
fence in Flensburg in die Panzer ein-
gebaut. Rheinmetall Defence ist der 
militärische Teil des internationalen 
Rheinmetall-Konzerns. 

Rheinmetall Defence hat mit der 
auf Elektronik für den militärischen 
Bereich spezialisierten Münchener 
Firma Rhode und Schwarz eine „weit-
reichende Partnerschaft“ vereinbart, 
„um künftig eine führende Rolle bei 
der Digitalisierung der Landstreitkräf-
te zu übernehmen.“ Rheinmetall De-
fence ist daran mit 74,9, Rohde und 
Schwarz mit 25,1 Prozent beteiligt. 

Mit der Elektronik kann der Pan-
zer digitale Signale empfangen: „In 
der neuen Joint Venture-Gesellschaft 
verantwortet Rheinmetall den Be-
reich ,Führungssysteme‘, den Be-
reich ,querschnittliches Bediengerät‘ 
und die komplette Fahrzeugintegrati-
on. Rohde & Schwarz verantwortet mit 
seiner Schlüsselkompetenz der siche-
ren Kommunikation die Gesamtarchi-
tektur inklusive IT- und Cybersicher-
heit sowie die IP-basierte Systemlö-
sung für militärisch robusten, gesi-
cherten Sprach- und Datentransport 
unter Hinzunahme von Komponenten 
und Lösungen anderer Hersteller.“

Es wird in der Öffentlichkeit bis-
lang so dargestellt, als ginge es nur 
um Digitalfunk, mit dem ein militäri-

scher Vorgesetzter dem Panzerfahrer 
einen Befehl über Sprechfunk über-
mitteln könne, so wie auch Polizei und 
Feuerwehr schon den Digitalfunk nut-
zen. Aber Rohde & Schwarz führt aus: 
„Mit dem System SVFuA legt die Bun-
deswehr den Grundstein für eine mo-
derne und somit zukunftsfähige takti-
sche Kommunikation.“

Die Bundeswehr selbst drückt es 
im Bundeswehr-Journal so aus: „Das 
Konzept der ,Vernetzten Operations-
führung‘ – militärisch kurz ,NetOpFü‘ – 
erlaubt es, Personen und militärische 
Bereiche sowie Sensoren und Effek-
toren miteinander zu verbinden. Dies 
geschieht mit Hilfe eines streitkräfte-
gemeinsamen, führungsebenenüber-
greifenden und interoperablen Kom-
munikations- und Informationsver-
bundes. Eine NetOpFü-Schlüsselrolle 
spielt eine neue Generation von Funk-
geräten, die auf der Technologie ,Soft-
ware Defined Radio‘ (SDR) basiert. 
Die neue Funkgerätegeneration heißt 
,Streitkräftegemeinsame verbundfähi-
ge Funkgeräte-Ausstattung‘ (SVFuA).“

Was der Eloka-aufgerüstete Le-
opard-2-Panzer kann: Er soll digita-
le Funksignale empfangen und auch 
verarbeiten können. Dabei geht es um 
gesicherten Sprach- und Datentrans-
port, also auch um nichtsprachliche 
Daten. Dieses geschieht über ein Sys-
tem, das SVFuA abgekürzt wird; damit 
ist die „vernetzte Operationsführung“ 
möglich, die Personen sowie Sen-
soren und Effektoren verbindet, was 
sprachlogisch bedeutet, dass es sich 
bei Sensoren und Effektoren offenbar 
nicht um Personen handelt. Nun muss 
man noch wissen, dass „Effektoren“ - 
zu Deutsch: „Wirkmittel“ - der militä-
rische Begriff für tödliche Waffen ist. 
Sensoren und Effektoren werden so-
mit direkt verbunden, ohne dass Per-
sonen dazu nötig sind.

Am Ende dieser Entwicklung steht 
ein Leopard-Panzer als autonomer 
Kampfroboter. Was in Jagel für die 
Luftwaffe bereits geschieht, wird in 
Flensburg auf das Heer übertragen. 
Und ab 2019 sind solche Systeme 
auch für die Marine vorgesehen. Dann 
können auch die Kriegsschiffe mit den 
ECR-Tornados, den Drohnen und dem 
Leopard-2-Panzer über gesicherten 
Sprach- und Datentransport in „Echt-
zeit“ kommunizieren. 

So funktioniert die elektronische 
und automatisierte Kampfführung im 
System der „vernetzten Operations-
führung“: Die Sensoren, die sich in 
den ECR-Tornados und in den Droh-
nen befinden und von den Wullenwe-
ver-Antennenanlagen in Bramstedt-
lund, Daun und Gablingen empfan-
gen werden und radargestützte sa-
tellitengestützte und funktechnische 
Lagebilder und Signale empfangen 
können, befehlen den Effektoren, also 
der Bewaffnung des Panzers und der 
Kriegsschiffe, welche Ziele sie mit ih-
rer Bewaffnung angreifen sollen, ohne 
dass ein menschlicher Akteur dazwi-
schengeschaltet sein muss. 

Der für die Elektronische Kampf-
führung aufgerüstete ECR-Tornado 
oder eine Drohne, Satelliten und die 
Wullenwever-Antennenanlagen sind 
mit ihren Möglichkeiten, Signale zu 
empfangen, die Sensoren, die ein zu 
vernichtendes Ziel identifizieren. Die 
Elektronik übermittelt die Daten, wo 
genau sich der nächste Panzer befin-
det, und rechnet aus den Koordinaten 
seines Standortes und denen des Zie-
les aus, in welchem Winkel zum Ho-
rizont und zum Längengrad das Ge-
schützrohr so aufzustellen ist, dass 
das Ziel sicher vernichtet wird. 

Um so etwas als anspruchsvolle 
Differentialgleichung und mit den For-
meln der sphärischen Trigonometrie 
auszurechnen, benötigte ein Mensch 

Nein zu Panzern als „autonome Kampfroboter“
Weitere Aufrüstung zur vernetzten Operationsführung der Bundeswehr  
mit elektronischer Kampfführung
Von Ralf Cüppers
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etwa eine Stunde. Die Elektronik 
schafft das „in Echtzeit“ und sendet 
das Ergebnis als digitales Signal an 
den Panzer, der sein Geschützrohr, 
den Effektor, entsprechend ausrichtet. 

Ziel ist es, mittelfristig alle Waf-
fensysteme und SoldatInnen kommu-
nikativ so zu vernetzen, dass Waffen 
in kürzester Zeit zielgerichtet einge-
setzt werden können. Informations-
vorsprung und Zeitersparnis sind ein 
wesentlicher militärischer Vorteil im 
Kriegseinsatz. 

Wenn der Soldat in einem so auf-
gerüsteten Leopard-2-Panzer nur 
noch die Funktion eines Chauffeurs 
hat, dann ist er verzichtbar, denn mit 
der Möglichkeit des Empfanges digi-
taler Signale wäre so ein Panzer wie 
eine Drohne fernsteuerbar.

Die automatisierte Eloka im Sys-
tem der Vernetzten Operationsfüh-
rung bringt militärische Überlegenheit 
in der asymmetrischen Kriegsführung

Zu einer Zeit, in der es der Bundes-
wehr zunehmend schwerer fällt, Ju-
gendliche für die Bundeswehr zu re-
krutieren, muss „Manpower“ durch 
technologische Überlegenheit in 
asymmetrischer Kriegführung ersetzt 
werden. Der automatisierte Krieg 
führt zu weniger toten oder verletzten 
BundeswehrsoldatInnen, so dass die 
Kriegsführung als solche in der Bevöl-
kerung weniger wahrgenommen und 
eher akzeptiert wird.

Der Leopard-2-Panzer wird in 
Flensburg zusätzlich noch für Wucht-
geschosse aufgerüstet. Das Kanonen-
rohr wird um etwa einen Meter ver-
längert. Damit erhöht sich die Durch-
schlagskraft des Wuchtgeschosses, 
so dass es auch modernste Panzer 
durchschlagen kann. 

Einige dieser so aufgerüsteten 
Panzer sollen auch an Jordanien ge-
liefert werden, von wo auch schon die 
Tornados aus Jagel ihre Kriegseinsät-
ze in Syrien fliegen. Damit tragen die-
se zur weiteren Destabilisierung der 
Region bei. 

Rheinmetall erhöht seine Gewinne 
durch Tod, Leid und Zerstörung. Der 

Gesamtkonzern Rheinmetall erwar-
tet in diesem Jahr ein Umsatzwachs-
tum in Höhe von rund 6 Prozent, aus-
gehend von einem Jahresumsatz in 
Höhe von 5,6 Milliarden Euro im Jahr 
2016. Rheinmetall Defence hat ein 
Umsatzwachstum von 5,9 Prozent auf 
2,025 Milliarden Euro und eine Ergeb-
nisverbesserung um 28 auf 60 Millio-
nen Euro. 

Der Konzern Rheinmetall könn-
te ohne größeren finanziellen Scha-
den auf 
den militä-
rischen Be-
reich ver-
zichten und 
Rüstungs-
ko nve r s i -
on betrei-
ben, wenn 
A b r ü s -
tung poli-
tisch ge-
wollt wäre. 
Jeder Ein-
wohner der 
Bundesre-
publik ist 
an der Auf-
rüstung der 
B u n d e s -
wehr durch 
R h e i n m e -
tall Defence 
mit 25 Euro pro Jahr beteiligt, die aus 
unseren Steuerzahlungen an das Un-
ternehmen fließen. 

Auch eine Bundeswehr, die auf ver-
netzte Operationsführung, Cyberkrieg, 
Drohnen und Eloka mit vollautomati-
sierten Panzern verzichtet, wäre immer 
noch schädlich, gefährlich, sinnlos 
und teuer. Demokratie, Frieden und ein  
Leben in Sicherheit für die Menschen 
können aber nicht durch Aufrüstung, 
Militär und Krieg hergestellt oder ge-
sichert werden. Deswegen ist die Al-
ternative allgemeine und vollständige 
Abrüstung. Wir wollen hier mit der Ab-
schaffung der Bundeswehr anfangen, 
hin zu einer Welt ohne Militär.

Rheinmetall Defence soll nicht 
mehr ungestört das Kriegsgeschäft 

betreiben können. Deswegen wer-
den wir mit Mahnwachen und Aktio-
nen vor Rheinmetall Defence in Flens-
burg, Werftstraße 24, protestieren. Die 
nächste Aktion findet am 28. Mai um 
14 Uhr statt, wenn die Arbeiter Feier-
abend haben. 

Seit Sommer 2015 finden regel-
mäßig Mahnwachen und Aktionen am 
Drohnen- und Tornadostandort Jagel 
statt, um gegen die Aufrüstung der 
Bundeswehr mit Kampfdrohnen und 

die Kriegsbeteiligung der Tornados 
aus Jagel zu protestieren. 

Diese Aktionen gehen weiter: Am 
26. Mai findet der „Lauf zwischen den 
Meeren“ von Husum nach Damp auch 
über den Fliegerhorst Jagel statt, und 
friedensbewegte Läufer*innen neh-
men am Lauf teil. Wir wollen wir mit 
möglichst vielen künstlerischen und 
handwerklichen Aktivitäten möglichst 
viele Zufahrten zum Standort Jagel 
blockieren. An diesem Tag soll unse-
re Kreativität wirksam werden gegen 
den Krieg.

Wir laden herzlich dazu ein, an den 
Aktionen vor Rheinmetall Defence und 
am Fliegerhorst Jagel teilzunehmen. 

Ralf Cüppers ist aktiv in der DFG-VK-
Gruppe Flensburg.

„Bundeswehr abschaffen“: Klare Forderung beim Ostermarsch in Flensburg
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DFG-VK vor Ort

Die Besondere. Zumin-
dest in dieser Hinsicht ist 
unsere Gruppe etwas Be-
sonderes: Unser Gebiet er-

streckt sich in drei Bundesländer, 
Baden-Württemberg, Hessen und 
Rheinland-Pfalz. Bei der Analyse un-
serer Mitgliederstruktur stellten wir 
fest, dass nicht wenige unserer Mit-
glieder auf der linken Rheinseite woh-
nen. Deshalb kamen wir zu der An-
sicht, dass es sinnvoll ist, dem im 
Gruppennamen Rechnung zu tragen, 
und nennen uns seither Gruppe MA-
LU. Und wir wollen damit auch signali-
sieren, dass wir gerne einen Brücken-
schlag zwischen den sich in mancher 
Hinsicht fremden Städten voranbrin-
gen wollen. 

Unsere Gruppe hat 39 Mitglieder, 
wobei uns die Frage bewegt, wie es 
uns gelingen kann, mehr Menschen 
zum Beitritt zu bewegen. Nach ei-
ner langen Durststrecke ohne jeden 
Neu-zugang verzeichnen wir seit etwa 
vier Jahren eine Trendwende. Es tre-
ten wieder Leute ein, wobei es beson-
ders erfreulich ist, dass viele jünge-
ren Alters sind. Das ist gut so, denn es 
senkt unser hohes Durchschnittsalter. 
Auffällig ist, das wir viele sehr treue 
Mitglieder haben, die ihre pazifisti-
sche Grundhaltung seit ihrer Kriegs-
dienstverweigerung bewahrt haben. 
Das ist vor dem Hintergrund einer 
(schleichenden) Militarisierung der 
Politik ermutigend. Und es ist positiv, 
weil wir aufgrund der dauerhaften Bei-
tragszahlungen Flyer und Plakate oder 
auch das Friedensbüro mitfinanzieren 
können. 

Wir sind präsent! Das Besonde-
re an unserer Gruppe ist sicherlich, 
dass sie präsent ist. „Präsent“ meint 
laut Duden „anwesend, gegenwärtig“. 
Interessanterweise steht das Sub-
stantiv „Präsenz“ neben Anwesen-
heit auch für Ausstrahlungskraft. Das 
heißt, dass wir natürlich Mahnwachen, 
Kundgebungen und ab und an eine 
Demo (mit-)organisieren und auch 
ganz klassisch unspektakulär mit ei-
nem Infostand draußen sind. Wir wol-
len gesehen und gehört werden, so-
dass auch Leute aus der Straßenbahn 
heraus auf einen Blick erkennen kön-
nen, wofür wir stehen. 

Wir wollen ansprechbar sein, ge-
hen aber auch auf die Leute zu und 
bitten sie um ihre Unterschrift für eine 
Protestpostkarte oder eine Petition. 
Letztere gibt es im Internet zuhauf, 
es haftet ihnen aber auch eine gewis-
se Unverbindlichkeit an, und sie sind 
unsichtbar, wenn der PC oder das 
Smartphone ausgeschaltet sind.

Wir wollen damit auch den öffent-
lichen Raum erhalten, der immer stär-
ker den Vermarktungsstrategien zah-
lungskräftiger transnationaler Konzer-
ne unterliegt. Chatten, posten und li-
ken ist nicht verkehrt, das (Streit-)Ge-
spräch mit leibhaftigen BürgerInnen 
und mit Zuhören und Argumentieren 
sind ebenfalls wichtig und oft erstaun-
lich lehrreich.

Auch das prägt unsere Gruppe: 
jahrzehntelange Erfahrung gepaart 
mit jungem Elan. Soll heißen, dass die 
Gruppenarbeit vor allem von drei Ak-
tiven getragen wird, zwei davon älte-
re Semester und einer, der sein Studi-
um vor noch nicht allzu langer Zeit ab-
geschlossen hat. Je nach Anlass ge-
sellen sich immer wieder auch andere 
dazu. Viele Aktivitäten werden auch in 
enger Kooperation mit dem Friedens-
plenum Mannheim durchgeführt. Die-
ses profitiert von der Mitarbeit von 
langjährig politisch aktiven Menschen 
mit viel Erfahrung, knabbert aber an 
dem Problem, dass sich kaum neue 
Gesichter dazu gesellen. 

Transparenz und Transparent. Die 
drei Aktiven bringen unterschiedliche 
Talente ein, und eines davon ist das 
Erstellen von Transparenten. In einer 
Zeit, in der die optische Präsenz eine 
große Rolle spielt, ist es natürlich von 
Vorteil, wenn aktuelle Forderungen in 
weithin sichtbaren Lettern auf anspre-
chend gestalteten Bannern fotoge-
recht prangen. Hier bringt sich insbe-
sondere Hedi Sauer-Gürth kreativ ein. 
Wenn wir mit unserer Panzerattrap-
pe und dem Slogan „Legt den Leo an 
die Kette“ positive Reaktionen hervor-
rufen, dann ist auch das ihrem hand-
werklichen Geschick zu verdanken, 
mit dem sie einen alten Kinderwagen 
gekonnt in eine Leo-Attrappe umbaut.

Weil wir als antimilitaristisch-pa-
zifistisch Denkende und Handeln-

... zum Beispiel die DFG-VK-Gruppe  
Mannheim-Ludwigshafen

Die DFG-VK ist eine Basisorganisa-
tion mit annähernd 70 Gruppen und 
11 Landesverbänden sowie dem 
Bundesverband, der als eingetra-
gener Verein den formalrechtlichen 
Rahmen für alle Gliederungen bildet. 
Nach der Satzung ist die „Aufgabe 
der Gliederungen, friedenspolitische 
Arbeit in ihrem Bereich zu leisten 
und sich an den Diskussionsprozes-
sen und gemeinsamen Aktionen des 
Verbandes zu beteiligen. Sie regeln 
ihre Gremien und ihre Arbeitsweisen 
sowie ihre Aufgabenstellungen und 
Arbeitsschwerpunkte selbststän-
dig.“ Das macht die Vielfalt und the-
matische Breite der DFG-VK aus.

An dieser Stelle werden in der 
ZivilCourage unter der Überschrift 
„DFG-VK vor Ort“ regelmäßig DFG-
VK-Gruppen mit ihrer Arbeit präsen-
tiert.

Die Adressen aller Gruppen und 
Landesverbände finden sich im In-
ternet unter https://www.dfg-vk.de/
kontakte



19Nr. 3 | 2018 | Mai/Juni ZivilCourage

de wahrgenommen werden wol-
len, war es uns ein wichtiges An-
liegen, in die Öffentlichkeit zu ge-
hen, präsent zu sein und unsere 
Analysen und Lösungsvorschläge 
zu präsentieren. Deshalb sind wir 
einmal im Monat ganz klassisch 
mit einem Infostand am Marktplatz 
oder Paradeplatz vor Ort. Parade-
platz erinnert an exerzieren, Solda-
ten, Gewehr und Marschmusik, an 
Militär also. Militärpräsenz in Form 
von US-amerikanischer und auch 
von Bundeswehr-Kasernen prägte 
Mannheim sehr viele Jahrzehnte. 
Für die US-Armee war Mannheim 
lange Zeit ein logistisches Dreh-
kreuz für ihre verheerenden Ein-
sätze auf dem Balkan und im Af- 
ghanistan- und Irakkrieg. Die DFG-
VK hat sich zusammen mit ande-
ren Gruppen und Menschen in der 
Friedensbewegung engagiert da-
gegen gewehrt. 

Inzwischen hat die US-Armee 
ihre Kasernen und Wohngebie-
te freigegeben, sodass viele Kon-
versionsprojekte möglich wurden. 
Das geschah nicht aus Abrüs-
tungswillen, sondern aus militäri-
scher Rationalisierung. Ursprünglich 
wollte die US-Armee auch die größ-
te Kaserne freigeben, die 214 Hektar 
große Coleman-Kaserne. Nachdem in 
einem Bürgerbeteiligungsprozess vie-
le konkrete Nutzungen für die Kaserne 
erarbeitet worden waren und das Are-
al bereits geräumt war, erklärten die 
Militärs plötzlich, dass sie das Gelän-
de doch weiterhin nutzen wollen. 

Dort wo viele Jahre Apache- und 
andere Hubschrauber, die die Bevöl-
kerung durch Lärm belasteten, gewar-
tet wurden, werden heute Panzer und 
gepanzerte Fahrzeuge der US-Armee 
buchstäblich in Schuss gehalten. Das 
steht im Zusammenhang mit der Na-
to-Ostexpansion: Die Panzer werden 
in die neuen Nato-Staaten ins Bal-
tikum transportiert, wo sie zur Ab-
schreckung gegen Russland in Ma-
növern eingesetzt werden. Das alles 
ist Teil eines rollierenden Systems, bei 
dem Panzer und Gerät vor Ort bleiben 
und wechselnde Einheiten von Sol-

dat*innen eingeflogen werden, um mit 
dem Gerät vor Russlands Grenzen Mi-
litäreinsätze zu trainieren. Im Zusam-
menhang mit der zunehmenden Kon-
frontation zwischen Nato, USA und 
Deutschland einerseits und Russland 
andererseits ist das eine sehr gefähr-
liche Situation. Diese gefährlichen 
Kurswechsel der US-Armee haben 
wir öffentlich angeprangert und Unter-
schriften für die Freigabe der Kaser-
ne gesammelt und beim Ostermarsch 
und bei Spaziergängen um die Cole-
man-Kaserne thematisiert.

Medien- und Methodenmix. Wer 
heute ein Studium abgeschlossen hat, 
kennt sich zwangsläufig mit PC und In-
ternet aus. Das trifft auch auf Phi-lipp 
Medert zu, der nicht nur ein neues Mit-
glied ist, sondern auch kontinuierlich 
mitarbeitet. Einen Generationenkon-
flikt gab es aber nicht, weil wir Com-
puter und Internet für pazifistisch-an-
timilitaristische Ziele schon lange nut-

zen. Und wenn wir dabei auch Zeit 
und Aufwand einsparen können, 
umso besser. Wir haben uns das Wis-
sen angeeignet, einen Flyer mit dem 
PC zu erstellen und wo man ihn güns-
tig drucken lassen kann. Dazu ge-
hört natürlich, diesen auch an geeig-
neten Stellen auszulegen oder ihn in 
einer kleineren Variante an den einen 
oder anderen Ampelmast oder Later-
nenpfahl zu kleben. Das kann aufwän-
dig und auch mal enttäuschend sein, 
wenn wir sehen, dass nur wenige Flyer 
mitgenommen wurden. Daher setzen 
wir auch Mailverteiler und Facebook 
ein, wohl wissend, dass Letzteres kein 
Allheilmittel ist. Oft bedarf es eines 
glücklichen Händchens bei der kom-
binierten Nutzung verschiedener Mit-
tel. Deshalb machen wir uns auch im-
mer wieder die Mühe, Plakate zu ent-
werfen, sie drucken zu lassen und im 
öffentlichen Raum aufzuhängen. 

Wir sind sportlich (im Verein) aktiv 
und haben auch ansonsten vielfältige 

DFG-VK vor Ort

Die Website der DFG-VK-Gruppe Mannheim-Ludwigshafen: https://mannheim.dfg-vk.de/mannheim-start
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Interessen. Dadurch sind wir vielfäl-
tig vernetzt und versuchen, das Ange-
nehme mit dem Nützlichen zu verbin-
den. Wenn wir wandern, etwa als Na-
turfreundemitglied, oder joggen oder 
Rad fahren, tragen wir das auffällige 
Frieden-geht!-Laufshirt, um für den 
Staffellauf gegen Rüstungsexporte zu 
werben.

Bildung ja, aber bitteschön wo-
für?! Es ist heute ein Kinderspiel, Fo-
tos zu schießen, zu speichern und zu 
verbreiten. Doch auch das kann auf-
wändig sein so wie auch das Betrach-
ten (zu) üppiger Bildergalerien. Das 
kann die Bereitschaft unterhöhlen, 
sich (immer wieder) mit längeren Tex-
ten oder gar ganzen Büchern ausein-
anderzusetzen. 

Angesichts von Falschmeldungen, 
dubiosen Internetseiten und mittels 

Suchmaschinennutzung angeeigne-
tem Halbwissen war es uns ein sehr 
wichtiges Anliegen, uns wieder mehr 
mit den Inhalten zu beschäftigen. Das 
bedeutet, seriöse und verlässliche 
Quellen zu finden, auszuwählen, zu le-
sen und – oft unterschätzt! – darüber 
zu diskutieren. Deshalb kamen wir auf 
die Idee mit dem Projekt „Montags-
DiskU!“. 

DiskU steht für Diskussion und ist 
mit dem Wochentag kombiniert. Den 
kann man sich besser merken und 
die Sache besser planen. Wir woll-
ten nicht nur unter uns bleiben, son-
dern bildungsinteressierte und dis-
kussionswillige Menschen erreichen 
und uns mit interessanten (aktuellen 
oder grundlegenden) Themen ausein-
andersetzen. Daher haben wir sechs 
Themen ausgewählt und diese mittels 
Flyer und Internet und Facebook be-

kannt gemacht. In unserem Internet-
auftritt haben wir für jedes Thema ge-
eignete Quellen in Text, Ton und Bild 
ausgewählt. Vorrangig wählten wir 
Quellen aus, die von der DFG-VK und 
ihren Mitgliedern publiziert wurden. 
Dann haben wir über die Mailingliste 
zu jeder „MontagsDiskU!“ eingeladen 
und die Quellenauswahl vorgestellt. 

Auch wenn die Besucherzahl - 
zwischen zwei und zwölf schwankend 
- nicht so befriedigend war, erzielten 
wir durch die „MontagsDiskU!“ posi-
tive Effekte. Denn durch die Themen-
setzung haben wir uns mit zahlreichen 
Themen beschäftigt und intensiv dis-
kutiert. Auch wenn nicht so viele zur 
Diskussion gekommen sind, haben 
wir dazu beigetragen, informative Pu-
blikationen bekannt zu machen. Und 
wir haben überraschend viele positive 
Rückmeldungen für die „MontagsDis-
kU!“ bekommen. 

Wir versuchen in unserer Arbeit, 
auf Bekanntes und Bewährtes zurück-
zugreifen und gleichzeitig neue Ent-
wicklungen und Trends dafür zu nut-
zen. Weil wir uns der Gefahr bewusst 
sind, mit einem schlecht gepflegten 
Internetauftritt potenzielle Interessen-
tInnen (dauerhaft) abschrecken zu 
können, widmen wir diesem Bereich 
die ihm gebührende Aufmerksamkeit. 
Angesichts einer rasanten Entwick-
lung von Computer- und Kommuni-
kationstechniken versuchen wir her-
auszufinden, was davon arbeitsspa-
rend eingesetzt werden kann. Aber 
auch dabei schaffen wir es nicht im-
mer, konsequent am Ball zu bleiben, 
sodass wir das Twittern lediglich vom 
Hörensagen kennen... 

Otto Reger ist seit 1972 Mitglied und 
aktiv in der DFG-VK, seit 1981 in 
Mannheim.

DFG-VK vor Ort

Blickfang Großpuppe: DFG-VK-Aktion vor dem Mannheimer Maimarktgelände vor einer Messe,  
bei der auch die Bundeswehr mit einem Werbestand vertreten war

DFG-VK-Gruppe Mannheim-Lud-
wigshafen; c/o Friedensbüro Mann-
heim, Speyerer Straße 14, 68163 
Mannheim;  Telefon 0176-50 21 83 12 
(Otto Reger), 0621-85 83 01 (Hedi 
Sauer-Gürth); E-Mail: mannheim@
dfg-vk.de; Homepage: https://mann 
heim.dfg-vk.de/mannheim-start
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DFG-VK informativ

Es war kein Grund zum Jubeln, 
als der Bundesausschuss un-
seres Verbands nach langen 
und kontroversen Diskussi-

onen im März den Haushalt für das 
Jahr 2018 beschloss: Mit einem De-
fizit von mehreren zehntausend Euro. 
Doch es ist für die aktuelle Situation 
der beste Haushalt: Denn leider ist die 
aktuelle Zeit für einen Friedensver-
band wie den Unseren arbeitsreich, 
und auch strukturell befindet sich die 
DFG-VK in einer Phase, in der wich-
tige Weichen für die Zukunft – Stich-
wort „Nachwuchs“ – gestellt werden 
können (und müssen). Wie die letzten 
Haushalte zeigen, wurde am Jahres-
ende auch immer weit weniger ausge-
geben als geplant. Zudem konnten wir 
etwa die Druckkosten für Materialien 
stark senken. Und durch den Ausbau 
des Fundraisings – vielleicht habt ihr 
es mitbekommen – nehmen wir immer 
mehr Spenden ein, und auch die stei-
genden Mitgliedszahlen helfen bei der 
Finanzierung unserer Friedenspläne. 
Dennoch müssen wir (wie unser Ver-
band auch aus seiner Historie weiß) 
ein kritisches Auge auf die Finanzen 
haben und gewissenhaft mit den Gel-
dern, die uns für unsere Friedensar-
beit zur Verfügung stehen, umgehen.

Deeskalation jetzt! „Get ready Rus-
sia“ schrieb US-Präsident Donald 
Trump im April zum bevorstehenden 
Raketenangriff seines Militärs auf Sy-
rien, wo russisches Militär an der Sei-
te Bashar Al-Assads kämpft. Es droh-
te eine direkte militärische Eskalation 
zwischen den USA und Russland. Auf 
unserer Facebook-Seite sahen einige 
Kommentatoren einen dritten Welt-
krieg bevorstehen. Doch ruhig und 
keine Panik: Wer den Kopf schon vor 
dem Krieg verliert, kann nicht mehr 
daran arbeiten ihn zu verhindern! Vie-
le DFG-VK-Aktive haben das glückli-

cherweise beherzigt, und in zahlrei-
chen Städten fanden Aktionen statt. 
Besonders die von der DFG-VK mit-
getragene Kampagne „Macht Frieden 
– Zivile Lösungen für Syrien“ macht 
aktuell sehr gute Aufklärungsarbeit, 
bezieht Stellung und bietet den Men-
schen Handlungsmöglichkeiten an.

Und immerhin: Zwar begrüßte die 
Bundesregierung den (wie selbst der 
wissenschaftliche Dienst des Bundes-
tags schrieb: völkerrechtlich „grund-
sätzlich unzulässigen“) westlichen Mi-
litärschlag, mitgemacht hat die Bun-
deswehr dabei aber nicht – das hät-
te durchaus anders sein können. Auch 
wenn nicht vergessen werden darf, 
dass Deutschland durch seine Auf-
klärungsarbeit mit Tornado-Kampfjets 
sehr wohl am Krieg in Syrien beteiligt 
ist: Unvergessen ist der Tod von min-
destens 33 Zivilistinnen und Zivilisten 
in einem Schulgebäude im syrischen 
al-Mansoura am 20. März 2017 – die 
Aufklärungsdaten für das Bombarde-
ment lieferten Bundeswehr-Tornados. 
Beihilfe zum Mord!

Für uns gilt es, die Menschen und 
die Politik für unsere Alternative zur 
aggressiven Militärpolitik sowohl der 
westlichen als auch anderer Staa-
ten zu gewinnen: Die Waffen nieder! 
Abrüsten statt Aufrüsten! Und der Ruf 
nach der Friedensbewegung – nach 
uns – wird größer. Das zeigen auch 
die steigenden Teilnehmerinnen- und 
Teilnehmer-Zahlen der diesjährigen 
Ostermärsche und das an den Akti-
onen gesteigerte mediale Interesse. 
Die DFG-VK als einer der größten Frie-
densverbände im Land steht dabei 
durchaus in der Verantwortung, Posi-
tionen zu brennenden Themen zu er-
arbeiten und sie offensiv in der Öffent-
lichkeit zu vertreten – so können wir 
den Menschen auch Orientierung ge-
ben: Was wir vertreten, führt zu Frie-
den!

Aktivitäten überall! Dabei können 
wir uns auch ohne die aktuelle Eskala-
tion nicht über Langeweile beschwe-
ren: In den nächsten Monaten stehen 
wieder viele große und wichtige Akti-
onen an! Die Proteste zur Hauptver-
sammlung des Rheinmetall-Konzerns 
werden von Jahr zu Jahr größer. Mit-
te Mai dann in Stuttgart die Proteste 
gegen die Rüstungsmesse ITEC, die 
schon jetzt als erfolgreich sind: Noch-
mal wird die Militärmesse die städti-
schen Messehallen nicht bekommen, 
versicherte der Stuttgarter Bürger-
meister. Dennoch setzen wir natürlich 
nach und wollen so auch andere Mes-
segesellschaften davor warnen, sich 
die ITEC in die Hallen zu holen: Denn 
dann protestieren wir auch bei ihnen. 
Auch Mitte Mai beginnt der Prozess 
wegen illegaler Waffenexporte ge-
gen Heckler & Koch. Und dann startet 
Ende Mai auch noch „Frieden geht!“ 
– eines der größten Projekte der deut-
schen Friedensbewegung seit lan-
gem.

Diese Auflistung erfasste nur den 
Mai – auch in den Sommermonaten 
sind viele Aktionen geplant. Diese – 
immer richtig mit Videos und Fotos 
über unsere Kanäle gestreut – bieten 
uns die Möglichkeit, uns als aktiver 
Verband zu präsentieren, Leute an-
zusprechen und für uns zu gewinnen. 
Daher: Werdet aktiv, beteiligt euch an 
Aktionen oder organisiert selbst wel-
che. Dazu gibt es auf unserer Website 
– www.DFG-VK.de – jetzt auch Infor-
mationen über ausleihbare Aktions-
sets sowie unseren Aktionsbulli: Auf 
einen antimilitaristischen Aktionssom-
mer 2018!

„Was macht eigentlich unser  
politischer Geschäftsführer?“ 
Die Kolumne von Michael Schulze von Glaßer

In dieser Kolum-
ne berichtet Mi-
chael Schulze von 
Glaßer, politischer 
Geschäf tsführer 
der DFG-VK re-
gelmäßig, was in der DFG-VK-Ge-
schäftsführung gearbeitet wird, wel-
che Themen im Fokus sind, welche 
Materialien erstellt werden etc.
Kontakt: svg@dfg-vk.de

Fo
to

: S
im

on
 K

ie
be

l



ZivilCourage Nr. 3 | 2018 | Mai/Juni22

Jemen. Europas Verantwor-
tung für Kriegsverbrechen. 
Eine internationale Koalition 
zivilgesellschaftlicher Akteu-

re hat Klage gegen eine italienische 
Tochter von Rheinmetall, RWM Ita-
lien, und Offizielle der italienischen 
Kriegswaffenexportbehörden einge-
reicht. Die Klage wurde vom „Europe-
an Center for Constitutional and Hu-
man Rights“, der unabhängigen je-
menitischen Menschenrechtsorga-
nisation „Mwatana“ und der italieni-
schen antimilitaristischen Organisati-
on „Rete Italiana per il Disarmo“ vor-
bereitet. Im Verfahren, das in Rom an-
hängig ist, wird eine Mitverantwortung 
dieser Akteure bei Kriegsverbrechen 
im Krieg im Jemen 2016 vermutet und 
ein Bruch des italienischen Kriegs-
waffenkontrollgesetzes, das Expor-
te in Konfliktländer verbietet. Ein Fall, 
der Vergleiche geradezu aufdrängt. 
Mehr Infos zum Fall: https://www.ec 
chr.eu/fall/europas-verantwortung-fu 
er-kriegsverbrechen-im-jemen/ und 
http://mwatana.org/en/european-re 
spnsibility-for-war-crimes-in-yemen/ 
(kein Druckfehler, sondern wirklich: re 
spnsibility; englisch). Eine Analyse zur 
Situation vor Ort von IMI: http://www.
imi-online.de/2018/04/04/jemen-auf-
dem-weg-ins-desaster/

Afrin: der Syrien-Krieg und sei-
ne vielen Kriege. Auch in Syrien 
herrscht in diesem Frühjahr Krieg. 
Der explizite Einmarsch der Türkei 
in die nordsyrische Region Afrin und 
die Stadt Afrin hat diesen Krieg weiter 
zu einem Krieg der vielen Kriege ge-
macht. Relativ ohnmächtig betrachte-
te die Welt diesen Angriff, sprach dar-
über, berichtete darüber. 

Auch hier gilt es, Militärkooperati-
onen weltweit zu kritisieren, die die-
se Kriege anfachen, Waffenexpor-
te zu skandalisieren und zu verhin-

dern, aufzuklären, zu dokumentieren. 
Das Statement der Arbeitsgruppe zur 
Türkei bei der WRI findet sich hier:  
https://www.wri-irg.org/en/story/2018/
turkish-peace-and-human-rights-ac 
tivists-call-stop-arms-trade-turkey 
(englisch). Verbreitet es und tretet 
selbst in Aktion. Die großen Demons-
trationen in Berlin, Frankfurt und an-
deren Städten haben gezeigt, dass wir 
auch Menschen mobilisieren können – 
wir sollten es nutzen!

10 Prozent der Militärausgaben? 
Was würde ich tun... Das Internatio-
nale Friedensbüro IPB hat für April bis 
Anfang Mai einen globalen Aufruf ge-
startet mit der Frage, wohin jede*r „10 
Prozent der weltweiten Militärausga-
ben verschieben würde, wenn wir es 
könnten?“ Die Antworten sind sehr 
kreativ, vielfältig, und es beteiligen 
sich Aktivist*innen aus vielen Län-
dern der Welt – am einfachsten zu se-
hen via social-media-Kanäle (twitter.
com/@DemilitarizeDay). 

Wohin diese Aktion führen kann, 
ist offen, aber sie zeigt, welch breites 
Mobilisierungspotenzial Fragen nach 
dem Frieden hat. Nachdem die Koali-
tionsverhandlungen in Deutschland in 
Friedensfragen ein schwer zu verdau-
ender Brocken waren - mit einer ver-
gifteten 1-zu-1-Regelung (jeder Euro 
Rüstung führt zu einem Euro für „Frie-
den“) –, ist es wohl an uns allen, wie-
der vehementer größere Umverteilung 

zu fordern. Nur 10 Prozent? Entweder: 
Aller Anfang ist klein; oder: Das kann 
uns nicht reichen – 100 Prozent der 
Militärausgaben müssen das Ziel sein. 
Dranbleiben!

Keine Waffen: Referendum gegen 
staatliche Rüstungsfinanzierung und 
weitere Aktionen. In der Schweiz hat 
GSOA (Gruppe für eine Schweiz ohne 
Armee) gerade eine Kampagne für ein 
Referendum gestartet, das über einen 
Verfassungszusatz entscheiden soll, 
der es schweizerischen staatlichen 
Stellen untersagen soll, Rüstungsge-
schäfte zu finanzieren. Das gilt im Ini- 
tiativtext weitreichend für alle Unter-
nehmen, die mehr als 5 Prozent ihres 
jährlichen Umsatzes mit Rüstungsgü-
terproduktion aufbringen. Die Kampa-
gne nimmt allerdings Sportwaffen aus 
– ebenso wie Entminungsgeräte. Zur 
Inspiration mehr Informationen zur Ini-
tiative: https://kriegsgeschaefte.ch/

In Finnland haben Aktivistinnen 
von Sadankomitea und der Friedens-
union in den letzten Monaten verstärkt 
auf potenziell illegale Waffenexpor-
te nach Saudi-Arabien hingewiesen 
und sogar das Justizministerium zu 
einer Auskunft gezwungen. Amnesty 
International, Save the Children und 
andere Akteure schlossen sich dem 
Protest an und lancierten ihre eige-
nen Aktionen. Auch bei der Europäi-
schen Kommission wurde Beschwer-
de eingelegt. Mehr dazu: https://www.
wri-irg.org/en/story/2018/finnish-ac 
tivists-challenge-arms-exports-con 
flict-areas (englisch).

Eine neue Publikation des Centre 
Delas aus Katalonien/Spanien schaut 
sich die Beteiligung der Finanzindus-
trie an der Waffenproduktion genau-
er an. Eine wertvolle Argumentations- 
und Informationshilfe! Hier zu finden: 
http://www.centredelas.org/bancaar 
mada/en/ (englisch)

Global betrachtet
Kriegsfrühling 2018. Von Analyse, Kritik und Gegenaktionen weltweit
Von David Scheuing

International



23Nr. 3 | 2018 | Mai/Juni ZivilCourage

Die gerade neu gegründete Initia-
tive Global Net (gn-stat.org; siehe die 
Titelgeschichte in diesem Heft), die 
die Beteiligung von Rüstungsfirmen 
an globalen Kriegen akribisch nach-
zeichnet, könnte durch mehr solcher 
Initiativen (Referenden, Petitionen, 
Mayors for Peace, usw.) noch weiter 
unterstützt werden.

Forscher*innen für den Frieden? 
Ein breites Bündnis an Organisatio-
nen (European Network Against Arms 
Trade (ENAAT), International Network 
of Engineers and Scientists for Glo-
bal Responsibility (INES), International 
Peace Bureau (IPB), Rete Italiana per 
il Disarmo, Scientists for Global Re-
sponsability (SGR) and Vredesactie) 
hat eine Petition ins Internet gestellt, 
welche die EU dazu auffordert, keine 
90 Millionen Euro bis 2020 für militär-
relevante Forschung auszugeben. Der 
Aufruf erinnert die EU an ihren Frie-
densnobelpreis von 2012 und fordert, 
dass die EU keine weiteren Schritte 
hin zu einem European Defense Fund 
(„Europäischer Verteidigungsfonds“) 
unternehmen, sondern das Geld zivi-
ler Forschung und zivilen Zwecken zur 
Verfügung stellen soll. Wer mitzeich-
nen möchte, kann das hier tun: https://
www.researchersforpeace.eu/form/
researchers-pledge-form (englisch).

Internationaler Tag der Kriegs-
dienstverweigerung: weltweites 
Echo. Da diese Ausgabe nach dem 
15. Mai erscheint, wünsche ich al-
len, einen schlagfertigen Internatio-
nalen Tag der Kriegsdienstverweige-
rung 2018 verbracht zu haben. In die-
sem Jahr hatte War Resisters‘ Interna-
tional dazu aufgerufen, den Tag unter 
anderem mit Fokus auf Kriegsdienst-
verweigerung in Südkorea zu legen. 
Die Situation vor Ort ist immer noch 
schwierig, über 300 junge Menschen 
sitzen für bis zu 18 Monate im Knast 
– weil sie es wagen, sich der Milita-
risierung entgegenzustellen. Unsere 
Solidarität muss mit ihnen sein. Wer 
noch schreiben will, die Adressen fin-
den sich auf der Homepage! Mehr In-
fos: https://www.wri-irg.org/de/arti 

kel/2018/werde-aktiv-freekoreancos. 
Viele von euch waren sicherlich enga-
giert. Mehr Aktionen und Events aus 
aller Welt rund um den diesjährigen 
Tag finden sich hier: https://www.wri-
irg.org/de/veranstaltungen/2018-05/
tag-der-internationalen-kriegsdienst 
verweigerung

Kriegsdienstverweigerung in Pa-
raguay: nicht einfach so abspeisen 
lassen! Die Organisation Serpaj, die 
im lateinamerikanischen Netzwerk 
der Antimilitarist*innen aktiv ist, kri-
tisiert den neuen „Nationalen Rat für 
Kriegsdienstverweigerung“. Obwohl 
zunächst natürlich ein gutes Zeichen, 
dass in Paraguay Kriegsdienstverwei-
gerung anerkannt wird, so greifen die 
Aktivist*innen die Tatsache an, dass 
der neue „Nationale Rat“ eine Be-
gründung der Verweigerung verlangt. 
Diese Begründung sei allerdings ge-
setzlich nicht vorgesehen, und die 
einfache Erklärung müsse genügen. 
Da Serpaj begründete Zweifel an der 
Zuständigkeit dieses Rates anmeldet, 
dringt sie darauf, dass Jugendliche am 
Besten ihre Verweigerung gar nicht 
erst vor dem Rat erklären. Auch 2018 
ist KDV-Beratung immer noch (überle-
bens)wichtig. Solidarität mit dem Wi-
derstand gegen die schleichende Mi-
litarisierung. Mehr Infos: http://www.
ultimahora.com/serpaj-rechaza-con 
formacion-consejo-nacional-objeci 
on-conciencia-n1135140.html (spa-
nisch).

Kurz notiert:
Europa: Aufruf zum Widerstand 

gegen Kriegsvorbereitungen 2018. 
WRI hat einen globalen Aufruf zu ge-
waltfreien direkten Aktionen gegen 
die Eurosatory Waffenmesse in Paris 
und den Nato-Gipfel in Brüssel im Juli 
gestartet. Hier der Call: https://www.
wri-irg.org/en/story/2018/call-outs-ac 
tions-against-war-preparations-euro 
pe (englisch).

Armenien: Widerstand gegen 
neue Rekrutierungsgesetzgebung. 
Die Gesetzesänderung verlangt von 
Studierenden, sich für zwei Jahre Mili-
tärzwang nach dem Studium bereitzu-

erklären, um vorher ausgenommen zu 
werden. Das rief große Proteste her-
vor trotz der erheblich repressiven Si-
tuation. Mehr: https://www.wri-irg.org/
en/story/2018/armenian-students-pro 
test-against-bill-military-service (eng-
lisch).

USA: neue Regeln zum Kriegsdien-
steinsatz ab 2020? Präsident Trump 
hat eine Überarbeitung der Rekru-
tierungsregularien angeordnet. Eine 
Ausweitung der Rekrutierung wird dis-
kutiert und eine noch weiterführende 
Militarisierung der us-amerikanischen 
Jugend. Doch es gibt Widerstand! 
Mehr: https://www.wri-irg.org/en/sto 
ry/2018/new-us-national-commissi 
on-military-conscription (englisch).

Südkorea: Erneut persönliche Da-
ten von Kriegsdienstverweigerer*in-
nen geleakt. Obwohl die Rekrutie-
rungsbehörde schon mehrfach wegen 
dieser Leaks verurteilt wurde, sind 
auch in diesem Jahr erneut persön-
liche Daten von Kriegsdienstverwei-
gerer*innen öffentlich gemacht wor-
den. Mehr: https://www.wri-irg.org/en/
story/2018/south-korea-mma-publis 
hes-personal-details-cos-again (eng-
lisch).

International
David Scheu-
ing ist Vertre-
ter der DFG-
VK bei der 
War Resisters´ 
International 
(WRI), dem internationalen Dach-
verband der DFG-VK mit Sektionen 
in weltweit 45 Ländern, gewählt. An 
dieser Stelle berichtet er regelmä-
ßig in der ZivilCourage aus der WRI, 
um den LeserInnen das globale En-
gagement von KriegsgegnerInnen 
sichtbar zu machen. Das sind kei-
ne tieferen Analysen, sondern kleine 
kursorische Überblicke und Nach-
richten; es geht dabei nicht um Voll-
ständigkeit, vielmehr um Illustration. 
Ideen und Vorschläge für kommende 
Ausgaben sind erwünscht. Der Au-
tor ist per E-Mail erreichbar unter-
scheuing@dfg-vk.de
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Nicht erst seit dem Daten-
missbrauch von Cambrid-
ge Analytica hat Facebook 
sehr viel Vertrauen bei den 

Nutzern und Datenschützern verloren. 
Dem Datenschutz hat dieses Soziale 
Netzwerk niemals viel Aufmerksam-
keit geschenkt.

Auf der Webseite der DFG-VK 
gibt es im unteren Bereich einen Fa-
cebook-Button. Er dient als Link zur 
Facebook-Webseite. Das ist so nicht 
zu beanstanden. Problematisch sind 
Webseiten mit Like-Buttons („Gefällt 
mir“). Mit dem Urteil des Landgerichts 
Düsseldorf vom 9. März 2016  muss 
der Webseitenbetreiber die Einwilli-
gung des Nutzers vor einer Platzie-
rung des Buttons einholen. Für eine 
Zuwiderhandlungen hat das Gericht 
ein Ordnungsgeld von 250 000 Euro 
festgelegt. 

Warum ist die Einbindung eines 
derartigen Buttons so brisant? Die 
personenbezogenen Daten eines Sei-
tenbesuchers (IP-Adresse, Cookie-In-

fos) werden von dem mit dem Button 
verknüpften Plugin bereits in dem Mo-
ment abgegriffen, wo er die Seite auf-
ruft. Weder muss der Facebook-But-
ton angeklickt werden, noch muss der 
Nutzer überhaupt einen Facebook-Ac-
count haben. Das bedeutet aber einen 
Verstoß gegen das Telemediengesetz 
(TMG): Nutzer müssen immer erst ge-
fragt werden, ob sie dem Umfang und 
der Art der Weitergabe Ihrer Daten 
ausdrücklich zustimmen.  

Die Liste der Gesetzesverstöße 
durch Facebook ist lang: 
• Notwendige Einwilligungen, etwa 
bei der Datenübermittlung ins außer-
europäische Ausland oder beim Set-
zen von Cookies, die nicht zur Diens-
terbringung benötigt werden, werden 
nicht eingeholt (§ 4c Abs. 1 Nr. 1 Bun-
desdatenschutzgesetz [BDSG], Art. 5 

Abs. 3 E-Privacy-Richt-
linie).
• Eingeholte Einwilli-
gungen genügen nicht 
den datenschutzrecht-
lichen Anforderungen  
§ 4a BDSG, § 13 Abs. 
2, 3 TMG). 
• Allgemeine Ge-
schäftsbedingungen, 
also die Nutzungsbe-
stimmungen und die 
Datenschutzrichtlinien, 
enthalten überraschen-
de, verbraucherschädi-
gende und aus sonsti-
gen Gründen rechtlich 
unwirksame Klauseln 
(§§ 305 ff. BGB). 
• Die gesetzlich ge-
forderte Möglichkeit 
für Betroffene, ihre An-

sprüche auf Auskunft, Ber-ichtigung, 
Sperrung und Löschung durchzuset-
zen, wird teilweise völlig, in jedem Fall 
aber weitgehend verweigert und un-

angemessen behindert (§§ 6, 34, 35 
BDSG). 
• Den Informations- und Impres-
sumspflichten wird nicht vollständig 
genügt (§§ 5, 6 13 Abs. 1 TMG).
• Die datenschutzrechtlichen Ver-
antwortlichkeiten lassen sich für alle 
Beteiligten, insbesondere auch für die 
Betroffenen und für Aufsichtsbehör-
den, nicht klar erkennen (§§ 3 Abs. 7, 
4 Abs. 3 BDSG). 
• Die Pflicht zur vollständigen Lö-
schung von Daten, etwa wegen der 
Verletzung von Persönlichkeitsrech-
ten, nach Abschalten eines Accounts 
oder wegen Zeitablaufs, wird nicht 
umgesetzt (§ 35 Abs. 2 BDSG). 
• Daten Dritter werden ohne Einwilli-
gung und ohne gesetzliche Legitima-
tion verarbeitet (§§ 28, 29 BDSG, §§ 
14, 15 TMG). 
• Beim Einsatz des biometrischen 
Verfahrens der Gesichtserkennung 
werden die schutzwürdigen Betroffe-
neninteressen missachtet (§ 28 Abs. 1 
Nr. 2 BDSG). 
• Den besonderen Legitimationsan-
forderungen für die Verarbeitung von 
sensiblen Daten wie z. B. Gesund-
heitsdaten wird nicht genügt (§§ 3 
Abs. 9, 4a Abs. 3, 28 Abs. 6-9 BDSG). 
• Es erfolgt bei Profilerstellungen 
keine hinreichende Information und es 
wird keine Widerspruchsmöglichkeit 
eingeräumt (§ 15 Abs. 3 TMG). 
• Die pseudonyme oder (passiv) an-
onyme Nutzung wird trotz der grund-
sätzlichen Möglichkeit nicht zugelas-
sen (§ 13 Abs. 6 TMG). 
• Der Minderjährigenschutz wird 
nicht beachtet (u. a. §§ 106 ff. BGB). 
• Angebotene Bezahlverfahren ent-
sprechen nicht den datenschutz-
rechtlichen Anforderungen (§§ 28-28b 
BDSG). 
• Die Inhalte der Individualkommu-
nikation werden unter Verletzung des 
Telekommunikationsgeheimnisses 

Facebook – „Gefällt mir nicht!“
Do
Von Frans Valenta
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aus Sicherheitsgründen kontrolliert 
(§ 88 TKG).
• Die verwendeten technisch-orga-
nisatorischen Sicherheitsmaßnahmen 
sind ungenügend (§ 9 BDSG mit An-
lage).

Die Aufzählung wurde veröffent-
licht in einem Artikel der DuD (Daten-
schutz und Datensicherheit) aus dem 
Jahre 2012. Seitdem ist nicht viel pas-
siert. Die Justiz kümmert sich nicht 
darum, und kaum eine Politikerin oder 
ein Politiker will auf eine Präsenz in Fa-
cebook verzichten.

Das ungefragte Abgreifen und die 
Verarbeitung von Daten durch Cam-
bridge Analytica hat selbst in den 
datenschutzsparsamen Vereinigten 
Staaten dazu geführt, dass der Grün-
der und Vorstandsvorsitzende von Fa-
cebook, Mark Zuckerberg, an zwei 
Tagen vor dem US-Senat und dem 
US-Repräsentantenhaus angehört 
wurde.  

Dabei zeigte sich, dass der 33-jäh-
rige Milliardär in vielen Fällen zu kon-
kreten Details keine Antwort geben 
konnte (oder wollte). Er sagte, dass 
er das Ausmaß seiner Verantwortung 
nicht erkannt habe, und gestand dies 
als Fehler ein. Da Facebook kostenlos 
ist, verdient Facebook Geld mit Wer-
bung, die gezielt auf der Datenbasis 
der Nutzer gezeigt wird. Als Alterna-
tive brachte Zuckerberg bei der Be-
fragung im Senat eine Bezahlvarian-
te ohne Werbung ins Gespräch. Aber 
meint Zuckerberg mit „ohne Wer-
bung“ auch automatisch „ohne Date-
nerhebung“? 

Das EU-Parlament hat sich frak-
tionsübergreifend dafür ausgespro-
chen, Facebook-Chef Mark Zucker-
berg ebenfalls vorzuladen. Facebook 
steht vor der Aufgabe, das Geschäfts-
modell an die am 25. Mai 2018 in Kraft 
tretende Europäische Datenschutz- 
Grundverordnung (DSGVO) anzupas-
sen. Bei Verstößen drohen dem Kon-
zern Geldbußen bis zu 4 Prozent des 
Jahresumsatzes.  Zudem vermeidet 
Facebook durch den Firmensitz in Ir-
land Steuern in Milliardenhöhe nach 
dem Prinzip „Double Irish With a 

Dutch Sandwich“. (siehe die Erklärung 
auf Wikipedia: https://de.wikipedia.
org/wiki/Double_Irish_With_a_Dutch_
Sandwich)

Die irische Datenschutzbehörde 
DCP hat Facebook in einem Bericht 
bereits im Jahr 2011 bezüglich des 
Datenschutzes kritisiert und forderte 
bei 46 Punkten Nachbesserungen.  

Ein Großteil der Anzeigen, die 
dazu führten, wurden von Maximilian 
Schrems eingebracht. Der österreichi-
sche Jurist und Datenschutzaktivist 
hatte vorab Facebook aufgefordert, 
sämtliche über ihn gespreicherte Da-
ten zur Verfügung zu stellen. Er erhielt 
daraufhin 1 222 Seiten, von denen er 
glaubte, sie gelöscht zu haben. In der 
Folge gründete er den Verein euro-
pe-v-facebook.org.

Vor dem Europäischen Gerichtshof 
in Luxemburg erreichte er, dass das 
sogenannte „Safe-Harbor-Abkom-
men“ für ungültig erklärt wurde. Er 
war vor dem Hintergrund der Enthül-
lungen von Edward Snowden zu der 
Auffassung gelangt, dass seine von 
Facebook Irland an Server in den USA 
übermittelten Nutzerdaten in den Ver-
einigten Staaten nicht hinreichend ge-
schützt seien. 2014 initiierte Schrems 
eine Sammelklage gegen Facebook, 
der sich 25 000 Personen anschlos-
sen. Die Klage wurde aber mangels 
Zuständigkeit der österreichischen 
Gerichte abgewiesen. 

„Ehrung“ für Facebook. Im Jahre 
2011 wurde Facebook in Deutschland 
mit dem Big-Brother-Award in der Ka-
tegorie „Kommunikation“ ausgezeich-
net.  Ein Zitat aus der Laudatio von 
Rena Tangens: „Facebook, das nette 

‚soziale‘ Netzwerk, lässt George Or-
wells ‚Big Brother‘ blass vor Neid wer-
den. Hier wächst eine ‚Gated Commu-
nity‘ globalen Ausmaßes heran. Eine 
abgeschlossene Gesellschaft, in der 
ein Konzern die Regeln macht. Eine 
Datenkrake mit unendlichem Appetit 
– und die Leute begeben sich freiwil-
lig in ihre Fangarme und füttern sie“. 
Die Laudatorin führte weiter aus: „Wa-
rum vertrauen so viele Menschen sich 
mit so vielen persönliche Details Fa-
cebook an? Firmengründer Mark Zu-
ckerberg hat es vor Jahren in einem 
Chat auf den Punkt gebracht: ‚They 
trust me – dumb fucks.‘ – Sie vertrau-
en mir, die dumme Wichser.“

Umdenken. Der Cambridge-Analyti-
ca-Vorfall hat zu einem Umdenken bei 
vielen Facebook-Nutzern geführt. In-
zwischen verabschieden sich auch 
zahlreiche Prominente von dem „So-
zialen“ Netzwerk. Elon Musk, Firmen-
chef von SpaceX und Tesla hat seinen 
Account als Reaktion eines Tweets 
von WhatsApp-Mitbegründer Brian 
Acton deaktiviert.  Da Facebook die 
Daten offensichtlich unbegrenzt spei-
chert, wird wohl niemals eine „Lö-
schung“ stattfinden. Einmal bei Face-
book, immer bei Facebook. 

Zu den von Facebook Enttäusch-
ten gehört auch Steve Wozniak, einer 
der Mitbegründer von Apple. Er selbst 
sei bei Durchsicht seiner eigenen Da-
tenschutz-Einstellungen erstaunt dar-
über gewesen, wie viele Anzeigenka-
tegorien und Werbetreibende er ein-
zeln aus der Liste streichen musste. 

Mozilla, der Entwickler des Brow-
sers Firefox, kündigte an, keine Wer-
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Rena Tangens „ehrt“ die Datenkrake  
Facebook mit dem Big-Brother-Award
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bung mehr zu schalten, bis Facebook 
seine Datenschutzeinstellungen ver-
bessert. 

Wenn schon ein Computerpionier 
wie Steve Wozniak Schwierigkeiten 
mit den Datenschutz-Einstellungen 
hat, dann zeigt dies, dass das System 
entweder bewusst so programmiert 
wurde, dass Nutzer wegen der Kom-
plexität der Konfiguration keinen An-
reiz zur Beschäftigung mit den Privat-
sphäreeinstellungen bekommen sol-
len, oder es ist einfach schlecht pro-
grammiert. Gegen die letzte Annah-
me spricht, dass Facebook seit der 
Gründung nichts zur Verbesserung 
des Datenschutzes unternommen hat 
und die Datensammlung sehr effizient 
funktioniert. Dazu passen auch die 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen, 
die 70 Seiten umfassen und wegen 
stark verklausulierten Formulierungen 
selbst für Juristen keine leichte Lek-
türe sind und die Ziele des Unterneh-
mens durch den Umfang verschleiern. 

Die Unternehmensziele von Fa-
cebook werden zusätzlich mit Know-
how-Gewinn erreicht durch die hinzu-
gekauften Programme WhatsApp und 
Instagram. Mit WhatsApp lassen sich 
Textnachrichten, Fotos, Videos und 
Dateien über das Internet versenden. 
WhatsApp lässt sich von seinen Nut-
zern bei der Installation weitreichen-
de Befugnisse einräumen. So hat die 
„Wanzen“-App auf Mobiltelefonen Zu-

griff auf das Mikrofon, die Fotos und 
Standortdaten und überträgt diese In-
formationen unbemerkt an amerikani-
sche Server.  Für eine volle Funktiona-
lität verlangt WhatsApp Zugriff auf das 
Adressbuch der Nutzer. Gewährt man 
dem Programm Zugriff auf die Kon-
takte, lädt das Programm die gefun-
denen Mobilfunknummern auf die ei-
genen Server hoch, um zu sehen, wel-
che Kontakte schon vorhanden sind. 
Dieses Vorgehen verstößt klar gegen 
den Datenschutz, da die Autorisierung 
des Uploads der Kontakte das Einver-
ständnis jeder einzelnen Kontakt-Per-
son erfordert. Auch in den Kontakten 
aufgeführte Nicht-Nutzer des Diens-
tes werden erfasst. So verschafft sich 
das Unternehmen zusätzlich zur ei-
genen Kern-Software umfangreiche 
Übersichten zum persönlichen Bezie-
hungsgeflecht. Leider gibt es wegen 
mangelnder Aufklärung zu wenig Ak-
tionen von Betroffenen, diesen Miss-
stand zu unterbinden. Die Bemühun-
gen von Facebook, Daten von Whats-
App und Facebook zusammenzufüh-
ren, sind zwar vorerst gerichtlich un-
tersagt worden, aber Facebook will 
dagegen Berufung einlegen. 

Facebook weiß jetzt also, wen wel-
cher Nutzer kennt, weiß eine Menge 
über die Vorlieben und Abneigungen, 
die politischen und ethischen Einstel-
lungen. Die Profilbilder und alle hoch-
geladenen Fotos müssen jetzt nur 

noch erkennungsdienstlich erfasst 
werden. Im Zuge des anstehenden 
Inkrafttretens der EU-Datenschutz-
grundverordnung plant Facebook in 
Europa, Gesichtserkennung zu star-
ten  – zwar mit einer Einverständnis- 
erklärung, aber möglicherweise wie-
der mit der verlogenen Begründung 
„eines besseren Benutzererlebnis-
ses“. Facebook-Nutzer haben dann 
die Möglichkeit, bei erkannten Per-
sonen auf Fotos die Namen einzutra-
gen. Und das geht auch bei Personen, 
die kein Facebook-Konto haben. Nicht 
nur der „Große Bruder“, sondern auch 
die kleine Schwester, die Ehefrau, 
der Onkel oder die Cousine überwa-
chen zukünftig die Biometrie der Fa-
cebook-Nutzer. In den USA, wo die 
Technologie bereits eingeführt wurde, 
muss sich Facebook einer Sammel-
klage wegen der Verwendung von Ge-
sichtserkennungssoftware stellen, hat 
ein kalifornischer Richter entschieden. 
In der Klage wird behauptet, dass Fa-
cebook biometrische Daten ohne die 
ausdrückliche Zustimmung der Nutzer 
gesammelt hat.  

Die erfassten biometrischen Da-
ten wären geeignet, den größten Teil 
der Bevölkerung durch Videoüberwa-
chung erheblich präziser zu identifi-
zieren, als dies mit dem amtlich zur 
Verfügung stehenden Material (Fotos 
im Personalausweis, Reisepass und 
eventuell Gesundheitskarte) möglich 
ist – sollten die Daten jemals in die 
Hände der Sicherheitsbehörden und 
Geheimdienste gelangen. Seit den 
Veröffentlichungen von Edward Snow-
den wissen wir, dass geheimdienstli-
che Verbindungen existieren.  

Erfolgreichste Täuschung. „Unter-
nehmen, die mit dem Sammeln und 
Verkaufen von detaillierten Aufzeich-
nungen des Privatlebens Geld verdie-
nen, wurden einst eindeutig als ‚Über-
wachungsunternehmen‘ bezeichnet. 
Ihr Rebranding als ‚Social Media‘ ist 
die erfolgreichste Täuschung seit der 
Umwandlung des Kriegsministeriums 
in das Verteidigungsministerium“. Ed-
ward Snowden (@Snowden) 17. März 
2018 

»
Mit Gesichtserkennung auf dem Weg zur Totalüberwachung

Datenschutz



27Nr. 3 | 2018 | Mai/Juni ZivilCourage

Facebook ist für die Benutzer kosten-
los, aber der Konzern kommt dennoch 
voll auf seine Kosten. Das zeigt der 
besondere Umgang mit Nutzungs-
rechten. Mit komplizierten Formulie-
rungen wird der Facebook-Anwender 
über die Rechte aufgekärt, die (Ins-
tagram betreffend) vereinfacht so klin-
gen: „Offiziell gehören dir die gepos-
teten Fotos und Videos, aber wir dür-
fen sie benutzen und an andere Leute 
weitergeben, überall auf der Welt. An-
dere Leute könnten uns etwas dafür 
bezahlen, aber dich werden wir dafür 
nicht bezahlen.“ 

Alternativen. Jetzt taucht natürlich 
die Frage auf, ob es Alternativen gibt. 
Alle Android-Benutzer bekommen 
meistens beim ersten Start die Auf-
forderung angezeigt, ein Google-Kon-
to anzulegen. Das ist kein Muss, aber 
wer sich dafür entscheidet, bekommt 
unter anderem die Mitgliedschaft bei 
Google+ angeboten und Zugang zu 
einem eigenen YouTube-Kanal. Auch 
Google ist auf das Sammeln von Da-
ten fixiert, aber zeigt immerhin bei 
ähnlicher Funktionalität mehr Trans-
parenz als Facebook. Eine daten-
schutzfreundlichere, trotzdem wenig 
ratsame Alternative ist Twitter.  Daten-
schutzgerechte Kommunikations-Op-
tionen: Diaspora  (https://diaspora-
foundation.org), Signal  (https://signal.
org), Telegram  (https://telegram.org), 
Threema  (https://threema.ch/de).

Empfehlungen für DFG-VK-Mitglieder 
ohne Facebook-Account: Entweder 
nicht der Facebook-Community bei-
treten und Alternativen in Erwägung 
ziehen oder zur Beobachtung einen 
Fake-Account mit erfundenem, aber 
plausiblen Namen und Phantasieda-
ten einrichten. 

Empfehlungen für DFG-VK-Mitglie-
der mit Facebook-Vorratsdaten-Ac-
count: Zukünftig keine persönlichen 
Informationen preisgeben und die Ein-
stellungen so verändern, dass Face-
book nicht mehr so viel erlaubt wird. 
Bereits gepostete Artikel werden ewig 
aufbewahrt und können zur Erstellung 
von „Psychoprofilen“ herangezogen 
werden. „Löschen“ ist leider zweck-
los – es bleibt das Deaktivieren, dann 
haben nur Facebook und die Geheim-
dienste, aber nicht der Rest der Welt 
darauf Zugriff.

Empfehlungen für die Face-
book-Seite der DFG-VK: Wenn keine 
persönlichen Daten weitergegeben 
werden, kann das Angebot weiterge-
führt werden. Es sollte zumindest eine 
Alternative, z. B. Twitter, ergänzend 
dazu kommen.

Fazit: George Orwells Roman „1984“ 
ist angesichts der Überwachungs-
möglichkeiten Facebooks von der Re-
alität weit überholt worden.

Frans Valenta ist Datenschutzbeauf-
tragter der DFG-VK.
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Afrin ist einer von drei Kanto-
nen, die 2014 von der Par-
tei der Demokratischen Uni-
on (PYD) und anderen Grup-

pierungen in den vorwiegend kurdisch 
bewohnten Landesteilen im Norden 
Syriens gegründet wurden. 

Der Verlauf des Angriffs in Me-
diensplittern:

• „Der Tagesspiegel“ meldet am 21. 
Januar 2018: „Krieg gegen Kurden in 
Afrin - Türkei marschiert in Syrien ein“
• An die UN-Resolution v. 24. Feb-
ruar 2018 einer 30-tägigen Waffenru-
he in ganz Syrien fühlt sich die Tür-
kei nicht gebunden. Begründung: Ihr 
Krieg sei Terrorbekämpfung
• „Erdogans sauberer Krieg“: Das 
ARD-Studio Istanbul berichtet am 3. 
März 2018, dass im türkischen Fern-
sehen Militärwerbung betrieben wird: 
Kleine Mädchen in Soldatenuniform 
werden von Erdogan geherzt. Hilfsor-
ganisationen und Augenzeu-gen be-
richten von 31 bombardierten Schulen 
im Bezirk Afrin. 
• „Das nächste Ziel ist schon aus-
gemacht“, FAZ vom 19. März 2018 - 
Nach dem Sieg der Türkei in Afrin sagt 
Erdogan: „Wir werden dort nicht halt 
machen.“ Russland und Washington 
lassen die Türkei gewähren.
• 22. März 2018 – Spiegel on-
line: Bundeskanzlerin Angela Merkel 
(CDU) bezeichnet die Militäroffensive 
in Nordsyrien als „inakzeptabel“. Sie 
spricht von toten und flüchtenden Zi-
vilisten. Die Türkei nennt diese Äuße-
rung „bedauerlich“.
• HAZ vom 26. März 2018: „Bluti-
ge Offensiven in Ost-Ghuta und Af-
rin sind beendet. Die Region Afrin sei 
vollständig unter türkischer Kontrolle, 
so ein türkischer General.“
• Es gab auch Proteste, die in der 
Regel aber nur lokal wahrnehmbar wa-

ren und kaum in den Medien erschie-
nen. Die FAZ sprach am 21. März 2018 
von „rund 50 pro-kurdischen Aktivis-
ten“ vor der Parteizentrale der SPD, 
die die Abschaffung des PKK-Verbots 
„als Grundlage für die Kriminalisie-
rungspolitik gegen Kurden“ forderten. 
Auf der Internetseite „Die Ruhrbaro-
ne“ fanden sich am 20. März 2018 ca. 
50 Ankündigungen von Protesten ge-
gen Erdogans Krieg gegen Afrin.

Während die Türkei in Afrin Krieg 
führt, liefert Deutschland eifrig Kriegs-
gerät: Die Bundesregierung hat wäh-
rend der türkischen Offensive auf Afrin 
Waffenlieferungen von 4,4 Millionen 
Euro an Ankara genehmigt.

Hier bei uns in Hannover hat der 
Krieg gegen Afrin die friedenspoli-
tische, links-alternative Bewegung 
stark beschäftigt: Es gab kleine und 
größere Veranstaltungen, es gab viel-
fachen Protest – gemeinsam mit kur-
dischen Aktiven, das Thema Afrin war 
ein wesentlicher Bestandteil des Os-
termarsches – aber wirklich große, be-
eindruckende Demonstrationen oder 
Kundgebungen (wie z. B. beim Irak-
krieg), an denen sich auch breite Teile 
der Bevölkerung beteiligt hätten, gab 
es nicht. 

Allerdings wurden die Newroz-Fei-
ern in Hannover zu einem Brennglas 
der „Terrorargumentationen“ gegen 
kurdische und prokurdische Organi-
sationen und Menschen, die den völ-
kerrechtswidrigen Krieg gegen Afrin 
nicht dulden wollten.

Am 17. März fand in Hannover, wie 
in den Vorjahren, eine riesengroße, 
bundesweite Newroz-Kundgebung 
auf dem Opernplatz statt. Es war aber 
nicht alles so wie in den Vorjahren. 
Nav Dem, eine kurdische Organisati-
on, hatte die Kundgebung angemel-
det. Es folgte eine Verbotsandrohung. 
Darauf nahm Nav Dem die Anmeldung 

zurück. Stattdessen übernahmen zwei 
andere Gruppen alternative Anmel-
dungen: Die Interventionistische Linke 
(IL) und Tobias Pflüger von der Partei 
Die Linke einerseits und einige Kultur-
schaffende (Dehm, Hallervorden, We-
cker) andererseits. Diese Kundgebun-
gen wurden genehmigt. Und schließ-
lich – nach einem Gerichtsurteil - auch 
die ursprüngliche Anmeldung, aber 
auf dem Messegelände, also „vor den 
Toren der Stadt“. Und am Ende fan-
den dann alle drei Kundgebungen ge-
meinsam auf dem Opernplatz statt.

Warum dieses Hin und Her? In den 
letzten Jahren hatte es keine Prob-
leme gegeben. Offensichtlich ist der 
„Terrorvorwurf“ auch ein Leitmotiv für 
die deutsche Politik und die hannover-
sche Polizei gewesen.

Ich finde das unerträglich: Die tür-
kische Regierung bedient sich des 
„Terrorismusvor-wurfs“, um einen völ-
kerrechtswidrigen Krieg zu führen, 
und allenthalben wird dies als Grund 
bei uns für Repression genommen: 
Kriminalisierung türkischer Gruppen, 
Menschen, Symbole. Sind wir türkei-
gesteuert? 

Und es geht weiter: Am 10. März 
wurde bei einer von Ronahi, einer 
kurdischen Frauenorganisation in 
Deutschland, organisierten Demonst-
ration die Darstellung von den drei in 
Paris ermordeten Frauen konfisziert. 
Nach einer der drei Frauen ist Ronahi 
benannt. Am 5. April durchsuchte ein 
Großaufgebot der Polizei die hanno-
verschen Büros des kurdischen Ver-
eins Nav Dem. Ermittelt wurde gegen 
mehrere Personen wegen des Ver-
dachts des Verstoßes gegen das Ver-
einsgesetz, so der Oberstaatsanwalt. 
Es wurde gesagt, bei einer Gedenkfei-
er für „Gefallene“ im Kampf um Afrin 
seien Kämpfer für Rojava geworben 
worden.

Wo war und ist die Stimme der DFG-VK?
Gedanken zu Afrin und dem völkerrechtswidrigen Krieg der Türkei
Von Brunhild Müller-Reiß

Zwischenruf
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Meine Bitte: eine Diskussion in 
der ZivilCourage, in der DFG-VK zu 
dem Krieg der Türkei gegen Afrin. Die 
hat – falls ich nichts übersehen/über-
hört habe – nicht stattgefunden, es sei 
denn in einigen lokalen Bezügen. Wie 
stehen wir zu diesem Krieg? Wie ste-
hen wir zu der Frage der Selbstvertei-
digung? Unter welchen Umständen 
stimmen wir einer Selbstverteidigung 
zu? Wo kommen dann ggf. die Waffen 
her? Wann verselbstständigt sich Mi-
litär und wird zu einer die Gesellschaft 
beherrschenden Institution? 

Das sind Fragen, die ich gern dis-
kutiert hätte – am Beispiel Rojava, wo 
nach Selbstaussagen eine alternative 
Gesellschaft zu allem Bestehenden 
entwickelt werden soll. 

Ich jedenfalls werde mich weiter-
hin für Afrin und gegen dessen Be-
setzung, gar nicht zu reden von ei-
ner Ausweitung der Besetzung durch 
die Türkei, einsetzen. Ich werde mich 
dagegen aussprechen, dass die Tür-
kei im Innern die Demokratie abbaut 
und nach außen einen völkerrechts-
widrigen Krieg führt. Und ich werde 

Rückblick
mich dafür einsetzen, dass die Bun-
desregierung sich gegenüber der Tür-
kei eindeutig verhält. Das, was in der 
Türkei passiert, geht uns alle an – so 
wie das, was vor und nach 1933 in 
Deutschland passierte, alle Menschen 
anging. Stärken wir den Widerstand in 
der Türkei! Und seien wir nach wie vor 
solidarisch mit Afrin! Und beobachten 
wir, wie die türkische Regierung wei-
ter verfährt.

Brunhild Müller-Reiß ist aktiv in der 
DFG-VK-Gruppe Hannover.

 

 

 

Fotografische Ostermarsch-2018-Impressionen
von einigen Veranstaltungen, bei denen die DFG-VK maßgeblich beteiligt war – 
in Jagel, Rostock, Ulm, Weiden, Flensburg, Augsburg, Mainz, Düsseldorf
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Du hast gerade den Christiane-Rajew-
sky-Preis der Arbeitsgemeinschaft für 
Friedens- und Konfliktforschung (AFK) 
erhalten. Herzlichen Glückwunsch! 
Was bedeutet dir dieser Preis?

Vielen Dank. In der Tat hab ich mich 
sehr geehrt gefühlt, diesen Preis zu 
erhalten und für die eingereichte Ar-
beit ausgezeichnet zu werden. Es ist 
ein tolle Anerkennung, wenn dein An-
satz, deine Ideen, deine Arbeit von an-
deren auch gut gefunden wird – Kritik 
ist auch nötig, natürlich, aber es ist im-
mer auch erneut motivierend, wenn es 
anderen auch lobenswert erscheint. 
Viel wichtiger ist aber, dass ich dank 
des Preises auch noch stärker „ins 
Feld“ zurückgeben kann – den Organi-
sationen, die mich vor Ort unterstützt 
haben, die mir Kontakte vermittelt ha-
ben, die viel genauer Bescheid wuss-
ten als ich. Außer meinem Dank und 
meiner Freundschaft habe ich bislang 
wenig zurückgeben können – nun zu-

mindest einzelne Projekte mit unter-
stützen zu können ist ein gutes Gefühl.

Mit dem Christiane-Rajewsky-Preis 
werden jüngere WissenschaftlerInnen 
gefördert, die einen herausragenden 
Beitrag zur Friedens- und Konfliktfor-
schung geleistet haben. Wofür ist dir 
der Preis verliehen worden?

Das mit dem herausragend, da bin ich 
ja viel zu schüchtern, mir das einzuge-
stehen. Ich denke immer, aus meinem 
Freundeskreis hätten das viele Men-
schen auch verdient gehabt, denn ihre 
Arbeiten sind auch wichtig, gut ge-
schrieben und „praxisrelevant“. Das 
von uns gemeinsam organisierte Kol-
loquium hat es überhaupt erst mög-
lich gemacht, in Reflexion und kolle-
gialer Beratung mit dieser Arbeit auch 
zurande zu kommen, insofern haben 
auch einige andere Menschen den 
Preis mit bekommen. Ausgezeichnet 
worden bin ich für meine Masterarbeit 
mit dem Titel „The Balkan-Route-Cor-
ridor: Actors and Placemaking in the 
(fY)RoM 2014-2016“ [(fY)RoM = For-
mer Yugoslav Republic of Macedonia]. 

Ich habe mir in dieser Arbeit ange-
schaut, wie der sogenannte „Balkan-
routen-Korridor“ hat entstehen kön-
nen. Die bislang stark hervorgehobe-
ne These war, dass es vor allem ein 
staatliches Projekt war, das auf in-
ternationaler Ebene verhandelt wur-
de – der Korridor reichte ja über die 
Territorien von mindestens fünf Staa-
ten hinweg als eine Art transnationa-
ler Grenzraum. Was mir aber im Rah-
men der Recherche zu diesem Thema 
immer wieder auffiel, war, wie unter-
schiedlich stark staatliche Akteure de 
facto an der Umsetzung und Instituti-
onalisierung eigentlich beteiligt waren. 

Gleichzeitig stellte sich hier auch 
eine methodische und innerwissen-
schaftliche Frage nach der Leerstel-
le, die meines Erachtens bleibt, wo die 
Rolle(n) von „intermediären Akteuren“ 
oft ausgeblendet werden – also dem 
Block an Akteuren, die nicht selbst 
flüchtende Menschen sind oder als 
staatliche Akteure gelten. Das führt 
hier zu weit, aber im Kern blieb mir die 
Beobachtung: „Hey, was machen ei-
gentlich diese intermediären Akteu-
re und welche gewichtige oder weni-
ger gewichtige Rolle spielen sie dabei, 
den Korridor so entstehen zu lassen, 
wie er zustande kam?“ 

Das habe ich mir dann sehr akri-
bisch für den Kontext der (ehemaligen 
jugoslawischen) Republik Mazedoni-
en angeschaut – denn diese Akteure 
handeln, organisieren sich und schaf-
fen Zugänge vor allem auf der natio-
nalen Ebene, obwohl das, was sie mit 
hervorbringen helfen, transnationale 
Organisationsformen trug. 

Im Kern ist das Fazit der Arbeit, 
dass es vor allem problematisch ist, 
humanitäre nichtstaatliche Akteure 
aus der Gleichung zu oft außen vor 
zu lassen, denn sie haben eine große 
Rolle gespielt. 

Und: Es ist notwendig, komplexe-
re Beziehungen zwischen einer Viel-
zahl an Netzwerkakteuren in den Blick 
zu nehmen – einfache Aufstellungen 
„Gut/Böse“ helfen in konfliktiven Si-
tuationen oft nicht weiter. Damit stel-
le ich mich in eine Tradition der kriti-
schen Grenzregimeforschung. In der 
Laudatio wurde dann vor allem der 
theoretische Ansatz oder Zugang zur 
Fragestellung gelobt: eine Schnittstel-
le zwischen handlungszentrierter Hu-
mangeographie und akteurszentrier-
ter Friedens- und Konfliktforschung, 

Den Dialog wieder entwickeln zwischen  
Friedensbewegung und Friedenswissenschaft
Interview mit dem DFG-VK-Aktivisten David Scheuing,  
der den Christiane-Rajewsky-Preis 2018 erhalten hat

Der Christiane-Rajewsky-Preis der 
Arbeitsgemeinschaft für Friedens- 
und Konfliktforschung (AFK) wird 
seit 1993 jährlich als Nachwuchs- 
preis an junge WissenschaftlerInnen 
verliehen, die einen herausragen-
den Beitrag zur Friedens- und Kon-
fliktforschung geleistet haben. Er ist 
dem Andenken an die Friedensfor-
scherin Prof. Christiane Rajewsky 
(1935-1993) gewidmet und mit 2 500 
Euro dotiert.

Der diesjährige Preisträger Da-
vid Scheuing ist seit November 2017 
Vertreter der DFG-VK bei der War 
Resisters´ International.

Die Fragen stellte ZivilCourage- 
Chefredakteur Stefan Philipp.

Interview



31Nr. 3 | 2018 | Mai/Juni ZivilCourage

Interview

»

und die Auseinandersetzung mit der 
Entstehung räumlicher Ordnung in 
konfliktiven Situationen.

Welche Bedeutung hat für dich die 
Verbindung von Theorie und Praxis, 
also von Engagement in Friedensbe-
wegung, DFG-VK, War Resisters´ In-
ternational und Friedensforschung?

Na, wenn man das jetzt so hört, wie 
ich über meine Arbeit erzähle, dann 
hat das erst mal gefühlt keinen prakti-
schen Bezug. Auf der Ebene der prak-
tischen Arbeit von humanitären Ak-
teuren allerdings ging es mir durch-
aus um die Behandlung der Schwie-
rigkeiten, prinzipientreu zu handeln 
und sich dabei nicht von staatlicher 
Sicherheitslogik kooptieren zu lassen 
– und dann auch die Organisationen 
kritisieren zu dürfen, die sich an ei-
ner Ausweitung des Arrestkomplexes 
nach dem Ende des Korridors weiter 
beteiligen, obwohl es auch in Wider-
spruch zu ihren eigenen Handlungs-
prämissen steht. Da hatte ich schon 
ganz praktische Interessen. 

Mir ist wichtig, dass Theorie und 
Praxis keine Widersprüche sind. Es 
gibt zwei Systeme, die vermeintlich 
voneinander getrennt „Wissen“ erzeu-
gen: Wissenschaft und „Praxis“. The-
orie nutzen beide und Praxis haben 
beide – das aber sehr verschieden 
voneinander. Die Erkenntnisinteres-
sen sind oft sehr unterschiedlich ge-
lagert. Ich selbst mag es gerne, wenn 
ich meine erworbenen Privilegien der 
„wissenschaftlichen Qualifikation“ da-
für nutzen kann, sie explizit friedens-
wissenschaftlichen Erkenntnissen zu-
kommen zu lassen. 

Welche Ansätze siehst du dafür, in die 
Praxis der DFG-VK friedenswissen-
schaftliche Erkenntnisse stärker ein-
fließen zu lassen?

Da sehe ich viele verschiedene Wege 
und Möglichkeiten, für jedes Thema 
und jede Zielvorstellung die sich in-
nerhalb der DFG-VK finden lassen – 
ob diese allerdings genutzt werden 
(können), ist für mich fraglich. 

Das hat ja auch eine historische 
Entwicklung: In den 1970er Jahren 
war mit der kritischen Friedensfor-
schung ein ganzer Zweig der Frie-
densforschung deutlich näher an Frie-
densbewegung dran als heute; ob im-
mer mit den richtigen Zugängen, da-
rüber kann gestritten werden, aber 
mensch hat sich „verstanden“. 

Heute ist die gegenseitige Rezep-
tion von Ergebnissen und Erkenntnis-
sen oft nicht so stark gegeben. Frie-
densforschung liest nicht oder nur we-
nig, was Friedensbewegung schreibt 
und umgekehrt (mit allen Ausnahmen, 
die sich jetzt nicht dieser Pauschali-
sierung zurechnen lassen). Das liegt 
am Zugang (Wissenschaftliche Pub-
likationen sind oft teuer und nicht öf-
fentlich zugänglich, was ich für den ei-
gentlichen Skandal halte), an Lebens-
welten (Worum geht es eigentlich?) 
und an der Sprache. 

Gleichzeitig gibt es via Suttner-Stif-
tung, IFGK (Institut für Friedensarbeit 
und Gewaltfreie Konfliktaustragung), 
der Zeitschrift „Wissenschaft und 
Frieden“ und anderen sogenannten 
„praxisnahen“ Forschungsinstitutio-
nen, Publikationen oder Förderungs-
organen auch Möglichkeiten, sich aus 

einer Sicht der Friedensbewegung 
diese Erkenntnisse wieder stärker an-
zueignen. 

Ich sähe die Hauptaufgabe darin, 
sich wieder stärker (auch unter Zu-
hilfenahme der jüngeren, oft akade-
misch ausgebildeten Friedensaktivis-
tinnen) an einem Dialog zu versuchen: 
Dazu gehört eine systematische Fort-
bildung der Mitglieder (öffentliche Ver-
anstaltungen, Vorträge, Workshops, 
Teach-Ins, wie auch immer), eine ge-
genseitige Wertschätzung und Kri-
tik (warum kommen oft sogenannte 
Friedens-Praktiker*innen auf wissen-
schaftliche Tagungen, aber nur selten 
umgekehrt?) und der Versuch, die ei-
genen Positionen auch dank wissen-
schaftlicher Erkenntnisse fortzubilden 
und zu verfeinern. Da ist aber auch 
„Wissenschaft“ als System gefragt, 
sich diesem Dialog zu stellen und mit-
zumachen; das ist aber selten für die 
eigene Karriere relevant oder interes-
sant... 

Aber sich damit aus Sicht der Frie-
densbewegung rauszureden, wäre für 
mich auch keine Antwort – wir müssen 
schon dranbleiben...

Für die Friedensarbeit und jede 
neue Kampagne könnte darüber hi-

Simone Wisotzki, Vorsitzende der AFK-Preiskommission, mit David Scheuing
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naus gelten: gut recherchiertes Info-
material allen Mitgliedern zur Verfü-
gung stellen und systematisch vermit-
teln, Kontakte zur „Konfliktforschung“ 
im weiteren Sinne aufbauen, um das 
Thema auch wissenschaftlich zu be-
gleiten – Masterstudierende freuen 
sich oft über Anregungen für Themen 
– und die Bereitschaft, sich auch über 
den Verlauf der Kampagne mit weite-
ren Ergebnissen auseinanderzuset-
zen. Woher diese kommen, ist dabei 
relativ egal – als ob die Friedensbewe-

gung nicht methodologisch sauber ar-
beiten könnte... 

Viele derjenigen, die bisher den Chris-
tiane-Rajewsky-Preis erhielten, haben 
später Karriere gemacht und beklei-
den heute Professuren an einer Hoch-
schule. Muss die DFG-VK damit rech-
nen, dich als Aktivisten bald an den 
Wissenschaftsbetrieb zu verlieren?

Was heißt denn verlieren? Ich habe 
mich seit Beginn meines Studiums 

als aktiven Pazifisten verstan-
den. Das hat sich auch in diesen 
Jahren nicht verändert. Wenn ich 
Karriere in der Wissenschaft ma-
chen wollen würde, wäre ich vor 
einigen Jahren fertig geworden 
mit meinem Master und inzwi-
schen mit der Dissertation halb 
durch. Sieht also nicht so gut 
aus... 

Aber im Ernst: Mir ist es wich-
tig, dass ich mein Engagement 
nicht vergesse und hinten an-
stelle, nur weil eine Stelle winkt. 
Daran mag ich mich selbst mes-
sen – und ja, bitte messt ihr an-
deren mich auch daran. Manch-
mal ist es gut, auf die Finger ge-
klopft zu bekommen.

Gleichzeitig finde ich die Fra-
ge schwierig, weil sie die Tren-
nung, die wir vorhin schon mal 
diskutiert hatten, erneut auf-
macht: da Wissenschaft, hier 
Aktivismus. Das weise ich zu-
rück. Dieses Risiko sehe ich auf 
struktureller Ebene von den An-
sprüchen der Systemlogiken, ja, 
aber individuell weise ich das zu-
rück. 

Und wo du die Ausgezeich-
neten der letzten Jahre an-
sprichst: Ich kenne einige dar-
unter, die auch immer noch eher 
die Aktivistinnen unter den For-
scher*innen sind.

Ihr verliert mich nicht, und 
ich hoffe, dass ich die Friedens-
bewegung nicht verliere – un-
eingeschränkte Solidarität oder 
Identifikation mit einer Organi-
sation wirst du mir aber nicht 

abringen können; ebenso verliere ich 
meine wissenschaftliche Ausbildung 
nicht einfach plötzlich, und Wissen-
schaft verliert mich auch hoffentlich 
nicht. Ich bin da mit Blick auf neuere 
Bewegungsforschung, partizipative 
Forschungsmethoden und reflexive-
re Zugänge zu Positionalität, Privilegi-
en und postkolonialer Forschung auch 
ganz zuversichtlich, dass sich diese 
Dualität auch im deutschsprachigen 
Forschungskontext langsam aber si-
cher auflösen wird. 

»
Veranstaltungsplakat des Zentrums für Konfliktforschung der Uni Marburg zum Thema der prämierten Arbeit
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Briefe
„Ein Gespenst geht um in der DFG-VK – 
das Gespenst des Kommunismus.“*

* In Anlehnung an den ersten Satz des Kommunistischen Manifests von Karl Marx und Friedrich Engels von 1848, 
hier als Überschrift zitiert als kleine Reminiszenz an Karl Marx, dessen 200. Geburtstag am 5. Mai war.

»

Zum Leserbrief von Wolfgang Hoepf- 
ner in der ZivilCourage Nr. 2/2018, 
Seite 30

Als persönlich Angesprochene möch-
te ich auf den Vorwurf von Wolfgang 
Hoepfner reagieren, die - auch finan-
ziellen - Einflussversuche der DKP 
auf die DFG-VK bis 1989 in meinem 
Beitrag beim Bundeskongress ver-
schwiegen zu haben. 

Tatsächlich denke ich schon län-
ger darüber nach, in welcher Form ich 
meine Erfahrungen aus dieser Zeit so 
aufbereiten kann, dass auch jüngere 
Aktive diesen Tiefpunkt unserer Ver-
bandsgeschichte verstehen und die 
notwendigen Konsequenzen daraus 
ziehen können. Vielleicht wäre dafür 
im nächsten Jahr anlässlich 30 Jahren 
Mauerfall eine passende Gelegenheit 
und die Zivilcourage der richtige Rah-
men. 

Nicht den richtigen Rahmen bot 
der Bundeskongress 2017, bei dem die 
Auftragslage eindeutig war: Ich sollte 
über Aufgaben des Pazifismus heute 
sprechen. Mein deutliches Plädoyer 
dafür, diesen Pazifismus unabhängig, 
aber nicht unpolitisch zu gestalten, er-
gibt sich nicht nur aus konkreten Er-
fahrungen in der Vergangenheit, son-
dern aus meiner heutigen Perspektive 
als Abgeordnete. Ich bin nämlich kei-
neswegs damit zufrieden, dass sich 
meine Partei mit einiger Berechtigung 
als einzige Friedenspartei im Bundes-
tag bezeichnen kann - ich wünsche 
mir ein Parlament, in dem alle Partei-
en um die beste Abrüstungs- und Frie-
denspolitik miteinander wetteifern. 

Kathrin Vogler

Ein Gespenst geht um in der DFG-VK, 
das Gespenst des Kommunismus.

Da hatte ein „langjähriges Mit-
glied“ der DFG-VK, das bislang weder 

durch besondere Beiträge zur Wei-
terentwicklung pazifistischer Positi-
onen noch durch besondere antimili-
taristische Aktionstätigkeit überregi-
onal aufgefallen ist, mehr als eine Zi-
vilCourage-Seite gefüllt, um dieses 
Gespenst zu beleben. Sicher ist das 
real existierende Militär, hier die Bun-
deswehr, die wesentliche Kriegsursa-
che, die unbedingt abgeschafft wer-
den muss, aber Antikommunismus, 
die „Grundtorheit der Epoche“, führte 
eben auch zu Krieg. Dass es sich bei 
dem Beitrag um Antikommunismus 
handelt und nicht etwa um eine sach-
liche Auseinandersetzung mit der Po-
litik der Deutschen Kommunistischen 
Partei wird daran deutlich, dass sich 
nicht etwa an programmatischen oder 
politischen Positionen der DKP abge-
arbeitet wurde, sondern an Unterstel-
lungen – zum Beispiel:
1. „Zahlungen an Funktionäre“ (Ha-
ben wir überhaupt „Funktionäre“? Wir 
haben aktive Mitglieder!). Als Kom-
munist habe ich schon als 16jähriger 
nach meiner ersten Lektüre von Karl 
Marx „Das Kapital“ verstanden, dass 
mir im Kapitalismus wohl nichts ande-
res übrig bleibt, als meine Arbeitskraft 
möglichst teuer zu verkaufen. Deshalb 
habe ich etwa 15 Jahre als angestell-
ter Chefarzt von Rehabilitationsklini-
ken gearbeitet und 13 Jahre in einer 
eigenen Praxis, die zu den 5 Prozent 
umsatzstärksten ihres Fachgebietes 
gehört. Nur durch ein ausreichend ho-
hes Einkommen aus eigener Erwerbs-
arbeit bin ich unabhängig, meine poli-
tische Meinung frei zu vertreten. Auch 
in den Jahren 1993 bis 1995, in denen 
ich ehrenamtlicher Bundesvorsitzen-
der der DFG-VK war, habe ich aus-
schließlich von meinem Einkommen 
als Arzt und Psychotherapeut gelebt.

Mir persönlich hat auch niemand 
eine finanzielle Unkorrektheit vor-

geworfen, auch die ominöse „bun-
desweite Untersuchungskommissi-
on“ nicht, die ist noch nicht einmal an 
mich herangetreten. Es wird nicht ge-
nannt, wer in der DFG-VK in welcher 
Höhe mit DKP-Geldern bezahlt wor-
den sein soll. Das geschieht aus gu-
tem Grunde. Dann müsste nämlich 
bewiesen werden, welcher unserer 
DFG-VK-„Funktionäre“, die DKP-Mit-
glieder sind, wann und wie korrupt ge-
wesen war. Ohne diesen Beweis wäre 
es Verleumdung und strafwürdig. Also 
bleibt man schön im Allgemeinen und 
meint, damit alle DKP-Mitglieder tref-
fen zu können.

Ein „Funktionär“, der Zahlungen 
von Organisationen für seinen Le-
bensunterhalt benötigt, hat ein Glaub-
würdigkeitsproblem, das trifft aber 
nicht nur für etwaige von der DKP fi-
nanzierte „Funktionäre“ zu, sondern 
für alle von anderen Organisationen fi-
nanzierten genauso.
2. sinngemäß: „An den Mitgliederver-
lusten ist die DKP schuld.“

Es wäre schön, wenn wir von je-
dem Mitglied wüssten, weshalb er un-
sere Organisation verlässt. Mir per-
sönlich ist kein Mitglied bekannt, der 
meinetwegen oder wegen meiner 
Partei die DFG-VK verlassen hätte. 
Ich habe im Laufe von über 40 Jah-
ren Mitgliedschaft weit über 100 Mit-
glieder für die DFG-VK geworben und 
davon sind immer noch viele bei uns. 
Dann wäre noch zu prüfen, wer viel-
leicht deswegen ausgetreten ist, weil 
ihm der Antikommunismus in einigen 
Gliederungen der DFG-VK nicht ge-
fällt, der z.B. in folgenden Formulie-
rungen zum Ausdruck kommt:
3. „Jene Friedensbewegten der 1980er 
Jahre, die von „guten“ Raketen im Os-
ten und „bösen“ im Westen schwa- 
dronierten und damit friedenspoliti-
sche Neutralität vermissen ließen“, 
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werden vorgeführt. Gab es die? Ein 
Zitat, wo ein DKP-Mitglied „von „gu-
ten“ Raketen im Osten“ geredet, ge-
schweige denn schwadroniert hätte, 
habe ich als aufmerksamer Leser der 
Parteizeitung „Unsere Zeit“ nie gele-
sen. Das wäre nämlich zu belegen. Ein 
solches Zitat gibt es höchstens in der 
Phantasie eines Antikommunisten.

„Gute“ Raketen wären doch allen-
falls die, die es „im Osten“ nicht mehr 
gibt. „Der Osten“ hatte unmittelbar 
„nach Reykjavik“ dafür gesorgt, dass 
alle in der DDR stationierten russi-
schen Atomraketen abgezogen wur-
den. Seit 1988 war die DDR atomwaf-

fenfrei. Aber auf den Abzug der ame-
rikanischen Atomwaffen aus Büchel 
und anderswo in Deutschland warten 
wir noch immer. Es ist die Bundeswehr 
und die sie unterstützenden Partei-
en, die nach nuklearer Teilhabe stre-
ben. Die DKP hat mit der DFG-VK ein 
gemeinsames Ziel: Abrüstung. Und 
wenn Kommunisten wahrheitsgemäß 
darauf hingewiesen haben, dass die 
alten Atomraketen „im Osten“ eben 
nicht für einen Überraschungsan-
griff oder einen atomaren Erstschlag 
geeignet waren und dass „der Os-
ten“ auf die atomare Erstschlagsop-
tion als einseitige Abrüstungsvorleis-

tung verzichtet hat-
te, heißt das doch 
nicht, dass nicht 
erstschlagstaug-
liche Raketen da-
mit „gut“ wären. 
Auch im Zweit-
schlag hätten sie 
die Erde unbe-
wohnbar gemacht, 
Die Unterschiede 
zu verleugnen mit 
dem Ziel der „frie-
denspo l i t i schen 
Neutralität“ macht 
die ganze DFG-
VK unglaubwür-
dig. Das gilt auch 
heute: Die Türkei 
hat viel mehr Mili-
tär und verschießt 
gegen Afrin mehr 
radioaktives Mate-
rial, Uranmunition 
aus Leopard-Pan-
zern, als die kurdi-
sche YPG mit ih-
ren thoriumhaltigen 
Milan-Raketen, üb-
rigens beides aus 
der Produktion ka-
pitalistischer Kon-
zerne aus Deutsch-
land. Wenn ich die-
sen quantitativen 
Unterschied her-
vorhebe und dar-
aus ableite, dass 
der, der mehr hat, 

mit dem Krieg aufhören und mit der 
Abrüstung beginnen muss, heißt das 
nicht, dass der bewaffnete Kampf der 
YPG „gut“ sei. Auch der ist tödlich, 
auch kurdischer Nationalismus führt 
zu Krieg. Trotzdem sollten wir mit den 
kurdischen Opfern türkischer Aggres-
sion solidarisch sein.
4. „dass DFG-VK-Gliederungen Spen-
dengeld der DKP angenommen hat-
ten“, trifft zumindest für meinen Lan-
desverband nicht zu, seit ich dort mit-
arbeite (mehr als 40 Jahre), seit vielen 
Jahren als Kassierer, und in den Jah-
ren, in denen ich geschäftsführender 
Bundesvorsitzender war, auch nicht 
für die Bundesebene. Wenn es in an-
deren Gliederungen der DFG-VK Mit-
glieder gab, die solche Spenden an-
genommen haben, wäre zu überprü-
fen, inwieweit sich dadurch die politi-
schen Inhalte der DFG-VK verändert 
hatten, vorher und nachher.

Interessant wären in diesem Zu-
sammenhang Interessenkonflikte, die 
sich aus finanziellen Abhängigkeiten 
von Mitgliedern anderer Organisati-
onen, Parteien und Kirchen ergeben. 
Einer meiner Vorgänger als Bundes-
vorsitzender bestritt seinen Lebens-
unterhalt aus Mitteln der sozialdemo-
kratischen Ifias, und das zu einer Zeit, 
als die SPD der Aufrüstung der Bun-
deswehr immer zugestimmt hatte; er 
blieb SPD-Mitglied. Trotzdem sah ich 
ihn als überzeugten Pazifisten. 

Wenn in meine Praxis Bundes-
wehrangehörige als Patienten kom-
men, werden sie genauso mensch-
lich und fachlich korrekt behandelt, 
wie ich auch Drogenabhängige und 
-dealer behandele oder Straftäter, die 
mir von der Bewährungshilfe in The-
rapie geschickt werden. Bin ich kein 
Pazifist mehr, wenn diese Behandlun-
gen der Soldaten von der Heilfürsor-
ge der Bundeswehr bezahlt werden? 
Abhängigkeiten ergeben sich dadurch 
sicher nicht, denn sollten alle Bundes- 
wehrsoldaten meine Praxis einmal 
boykottieren, wären die entgangenen 
Honorare nicht so erheblich, dass es 
mich ärgern würde. Die freien Stun-
den wären sofort mit anderen Patien-
ten gefüllt.

Briefe
»
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Es soll ja auch Christen in der DFG-
VK geben, die in ihrer Kirche bleiben, 
obwohl die Kirchen mit Militärseelsor-
ge die Kriegsbereitschaft fördern. Es 
gibt sogar DFG-VK-Mitglieder, deren 
Lebensunterhalt voll und ganz von Kir-
chen bezahlt wird!

Dass die DFG-VK antikapitalisti-
sche Forderungen gestellt hätte, etwa 
Enteignung der Rüstungskon-zerne 
und Übergabe in die Hände der dort 
Beschäftigten zum Zwecke der Rüs-
tungskonversion, also Umstellung in 
zivile Produktion, wäre doch eigent-
lich wünschenswert. Sich dazu durch-
zuringen, bedarf es nur ein wenig Ver-
nunft und keines „Spendengeld der 
DKP“.

Die Petition der DFG-VK „Der Bun-
destag möge beschließen: Die Bun-
deswehr wird abgeschafft“ ist von 
den Vorsitzenden der DKP unterstützt 
worden, nicht jedoch von denen der 
anderen Parteien. 

Der Bund für Soziale Verteidigung, 
in dem viele DFG-VK-Mitglieder ak-
tiv waren und sind, gehörte einmal 
zu den fleißigsten Aktivisten „Für eine 
Bundesrepublik ohne Armee“. Aber 
seitdem der BSV für Projekte staatli-
che Fördergelder nicht etwa der DDR, 
sondern der BRD annimmt (z.B. 2016: 
8 000 Euro vom Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Soldatinnen und Soldaten!

Wie war das noch vor ein paar Jahren? „Ar-
chaische Kämpfer“ sollten bei unserer Bun-
deswehr herangebildet werden, also richtig 
unkaputtbare Rambos. Und so mancher un-
serer Schleifer aus Nagold freute sich schon 
auf Einsätze im Dschungelcamp: Fallschirm- 
absprung kleiner Gruppen über dem Urwald 
von Neukaledonien; Hauptbewaffnung Dolch, 
Pfeil und Bogen; alles voller Giftschlangen, Al-
ligatoren und Kommunisten; Überlebenswahr-
scheinlichkeit nach vier Tagen kaum über 20 
Prozent. Und heute: Cyber-Experten müs-
sen her! Und so sieht es dann auf den Be-
rufsinfomessen an unserem Stand auch aus: 
Bleichlinge sitzen in kaum erleuchteten Com-
puterhöhlen und starren auf Bildschirmchen, 
wichtigste Dienstwaffen sind Colaflasche und 
Chipstüte. Der am archaischsten trainierte 
Finger ist nicht der Zeigefinger am Trigger des 
G 36, sondern der Daumen für den Auslöser 
der Playstation (pardon: Übungsdrohne). Kin-
der, Kinder, wenn das der Franz Josef Strauß 
wüsste ... 
gez. Alex von Ligua, Feldpostmeister

F E L D P O S T
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Beitrittserklärung
Ich unterstütze die DFG-VK-Grundsatzerklärung  
und werde deshalb Mitglied der DFG-VK.

Vorname

Nachname

Geburtsdatum

PLZ + Ort

Straße + Hausnummer

Telefon

E-Mail

Ich bin damit einverstanden, dass meine persönlichen  
Daten unter Einhaltung der Datenschutzbestimmungen  
bei der DFG-VK gespeichert werden.

Datum

Unterschrift

Beitragsstufen
Ich bezahle diesen monatlichen Mitgliedsbeitrag 
(bitte ankreuzen):

 Förderbeitrag Stufe 6  29,00 Euro

 Förderbeitrag Stufe 5  22,00 Euro

 Förderbeitrag Stufe 4  15,00 Euro

 Normalbeitrag Stufe 3  10,00 Euro

 Ermäßigter Beitrag Stufe 2  5,00 Euro

 Mindestbeitrag Stufe 1  2,00 Euro

(Die Stufen 1 und 2 sind nur per  
halbjährlichem Bankeinzug möglich.)

Darüber hinaus spende ich monatlich  Euro.

Darüber hinaus spende ich einmalig  Euro.

Zahlungsrhythmus (bitte ankreuzen)
 
 vierteljährlich
 
 halbjährlich
 
 jährlich

Einzugsermächtigung
Ich ermächtige die DFG-VK, den Mitgliedsbeitrag von mei-
nem Konto einzuziehen. Diese Einzugsermächtigung kann 
ich jederzeit widerrufen. Der Auftrag kann nur ausgeführt 
werden, wenn mein Konto ausreichend gedeckt ist.

KontoinhaberIn

IBAN

BIC

Datum

Unterschrift

DFG-VK
Das DFG-VK-Spendenkonto
IBAN: DE05 3702 0500 0008 3046 00
BIC: BFSWDE33XXX

für die Jahrestagung 2017), kommt 
die Forderung „Für eine Bundesrepu- 
blik ohne Armee“ dort nicht mehr vor, 
obwohl BSV-Vorstandsmitglieder aus 
der DFG-VK kommen. Stattdessen 
wurde dort einem Referenten, der die 
Bundeswehr durch aktive Mitarbeit in 
deren Gremien unterstützt, ein Podi-
um bereitet. „Beseitigung aller Kriegs-
ursachen“ sieht anders aus!

Problematisch sehe ich also dieje-
nigen Mitglieder, bei denen finanziel-
le Abhängigkeiten erkennbar sind und 
die gleichzeitig unser Programm nicht 
vertreten: Da steht die „Abschaffung 
der Bundeswehr“ und die „Ächtung 
des Soldatentums“ drin. Diese klare 
Haltung ist das Alleinstellungsmerk-
mal der DFG-VK, wodurch wir uns von 
anderen Organisationen in der Frie-
densbewegung herausheben und die 
dazu führt, dass es sich lohnt, gera-
de bei uns in der DFG-VK Mitglied zu 
sein und nicht etwa in irgend einer an-
deren Organisationen der Friedens-
bewegung. Ist es Zufall, dass gerade 
solche Mitglieder, die auch für andere 
Parteien und Organisationen arbeiten, 
„Bundeswehr abschaffen“ nicht ak-
tiv betreiben wollen und damit unsere 
stärkste und kräftigste und wirksams-
te Farbe verwässern bis zur friedens-
politischen Beliebigkeit? 

Ralf Cüppers
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Friedlich denken allein ändert nichts. Werde Mitglied der DFG-VK!

Bitte die Rückseite ausfüllen und in 
einem Fensterumschlag schicken an:

DFG-VK-Bundesverband
Werastraße 10
70182 Stuttgart

Die Grundsatzerklärung 
der DFG-VK:

Der Krieg ist ein Verbrechen an der Menschheit. Ich bin daher erntschlossen, keine Art  
von Krieg zu unterstützen und an der Beseitigung aller Kriegsursachen mitzuarbeiten.

✂

Flyer
Broschüren
Bücher
Zeitschriften
CDs/DVDs
Buttons
Aufkleber
Luftballons/Pfeifen
Fahnen/Banner
Plakate
Taschen/Textiles/Co.

Luftballon
Mach was wirklich zählt/ 
Frieden schaffen ohne 
Waffen
24 cm
0,15 €*

Luftballon Friedenstaube 
24 cm
0,10 €*

Trillerpfeife
Ich pfeif aufs Militär
0,90 €*

* alle Preise zzgl. Versandkosten

DFG-VK-Shop
shop.dfg-vk.de
shop@dfg-vk.de
0711 – 51 89 26 26
Werastraße 10
70182 Stuttgart

Material


